
Suchergebnisse: Sicherheit

1104 – Hugo von Payns auf dem Weg zu einer Pilgerfahrt ins Land der Heiligkeit

Israel * Hugo von Payns ist ein Herr aus dem mittleren Adel und stammt aus der Champagne.

Seine Spuren sind nur sehr rar gestreut, weshalb sich seine Teilnahme am Ersten Kreuzzug nicht

mit Sicherheit bestätigen lässt. Tatsache ist aber, dass er sich anno 1104 auf den Weg zu einer

Pilgerfahrt ins Land der Heiligkeit macht und Graf Hugo von der Champagne begleitet.

1120 – Hugo von Payns gründet in Jerusalem den ersten Geistlichen Ritterorden

Jerusalem * Hugo von Payns gründet - mit acht weiteren französischen Rittern - in Jerusalem den

ersten Geistlichen Ritterorden.       Der hauptsächliche Zweck des Ordens besteht im Aufbau

einer einheitlichen Organisation, die eine wirksame Polizeigewalt ausüben kann.   Die Ritter

haben die Sicherheit der Straßen und Wege zu gewährleisten, die heiligen Stätten sowie das

Kirchengut zu schützen und bei Übergriffen auf den kirchlichen Besitz als Rächer aufzutreten.  

Ganz oben in der Aufgabenliste steht aber der militärische Schutz der christlichen Pilger, die von

der Küste nach Bethlehem oder Jerusalem und von dort weiter nach Jericho und zur Taufstätte

Jesu am Jordan wollen.    Herumziehende Räuberbanden machen diesen Schutz notwendig.     

Die Initiative zur Gründung des militärisch-mönchischen Ordens geht von den Rittern selbst aus.  

 Doch als sich Ritter Hugo von Payns mit seinen Gefährten zusammenschließt, haben sie weder

eine feste Bleibe noch eine Kirche. König Balduin II. von Jerusalem gibt ihnen Räume dicht bei

der Stätte des alttestamentarisch-herodianischen Tempels neben dem Palast des Königs.

Dadurch ist der ehemalige Tempel Salomons das Hauptquartier des Ordens und soll der

Rittergemeinschaft den Namen geben.    Zunächst nennen sie sich „Pauperes Commilitones

Christi templique Salomonis“, also „Arme Ritter Christi vom Tempel Salomonis“ oder kürzer

„Fratres militiae templi“. Das heißt übersetzt: „Ritter vom Tempel“. Die Mitglieder der

mönchischen Rittergemeinschaften müssen bei ihrer Aufnahme dazu die Gelübde der Armut, der

Keuschheit und des Gehorsams ablegen. Zwar wird von den wohlhabenderen Pilgern für den

Schutz der Templer in Form von Schenkungen bezahlt. Dennoch sind die Anfänge der neu

gegründeten Rittergemeinschaft noch von Armut gezeichnet.

1140 – Das umfangreiche Imperium der Tempel-Ordensritter
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Paris * Die Templer besitzen ausgedehnte Ländereien in Frankreich, England, Schottland,

Spanien, Portugal, Flandern, Italien, im Deutschen Reich, Ungarn und in der Levante.   

Geschenkt wird ihnen vor allem für die Ablösung von Sünden sowie das Seelenheil des Spenders

und seiner Angehörigen. Durch Tausch, Verkauf und Erwerb optimieren die Templer die

Ertragslage ihrer Schenkungen zu wirtschaftlich lukrativen Gebilden. Da ihre Besitzungen hohe

Renditen erwirtschaften, fließen dem Ritterorden daraus reichliches Einkommen zu. Viele ihrer

landwirtschaftlichen Gründe haben sie verpachtet.    Nur wenn sich die Ertragslage der Böden

wirklich rentiert, dann bearbeiten sie diese auch in Eigenbewirtschaftung. Dafür holen sie sich

eigens qualifizierte Spezialisten. In Spanien und auf den Balearen beschäftigen die

Tempelherren dafür sogar geschickte Muslime.        Durch ihren Kontakt zur jüdischen und

islamischen Welt sind die Tempelherren recht weltoffen und für neue Wissenschaften und Ideen

empfänglich geworden. Der Orden besitzt die fortschrittlichste Technologie der Zeit: im Bereich

der Landwirtschaft, des Vermessungswesens, des Straßenbaus und der Schifffahrt.   Die

Templer veranlassen die Bewässerung des Rio-Cinca-Tales in Aragón, den Bau eines

Mühlensystems an der Aude und die Einführung des vierjährigen Fruchtwechsels in der

Normandie. Mit Mühlen lässt sich ebenso viel Geld verdienen wie mit dem Weinanbau in

Portugal. Der Wein wird bis nach England verkauft.   Auch die Templer-Schiffe bringen einen

erheblichen Gewinn. Den Ordensrittern gehören eigene Häfen, Werften und Schiffe. Sie sind die

Ersten in Europa, die mit einem Magnetkompass ausgestattet sind.   Selbst die der europäischen

weit überlegene arabische Medizin ist den Templern nicht fremd. In den Krankenhäusern des

Ordens kommen moderne Prinzipien wie Hygiene und Sauberkeit zum Tragen und sogar das

Wissen um die antibiotische Wirkung von bestimmten Pilzen ist vorhanden.   Die

Tempelherren sind also keineswegs reine Haudraufs. Neben ihren kriegerischen, politischen und

wirtschaftlichen Aktivitäten betreiben sie auch noch Geldgeschäfte. Sie sind die einzigen

Christen, die aufgrund eines weiteren päpstlichen Privilegs Geld gegen Zinsen verleihen dürfen.

Dadurch können sie einen gewaltigen Reichtum anhäufen.   Und da, um seine Wertgegenstände

aufzubewahren, nichts so sicher und unverletzlich ist wie ein gottgeweihtes Haus und nichts mehr

Vertrauen erweckt als die Templer-Burgen, die von hohen Mauern geschützt, von

Ritter-Mönchen verteidigt vor jedem Angriff sicher scheinen, dienen diese bald als Tresore für

Kostbarkeiten von weltlichen und geistlichen Herren. Sie werden zu Depots für Wertgegenstände,

Schmuck und Geld, die den Grundstock des immer noch gesuchten Templerschatzes bilden.  

Die Templer verwalten die Depots ihrer Kunden, die damit über ein laufendes Konto verfügen. Sie

können Geld abheben, Zahlungen durch einen simplen Brief an den Schatzmeister entrichten und

erhalten darüber hinaus drei Mal jährlich einen Kontoauszug zugeschickt.   Zu jedem

trogähnlichen Geldschrank gibt es, ähnlich wie bei den heutigen Bankschließfächern, zwei

verschiedene Schlüssel. Je einen für den Hüter der kirchlichen Kostbarkeiten und dem

Depotinhaber. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Depots der Templer absolut sicher, da
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geldgierige Herrscher nur ganz selten ihre Finger nach ihnen ausstrecken.   So können sich die

Niederlassungen der Templer in Europa und im Nahen Osten zu Zentren des

Finanzwesens entwickeln und das Pariser Ordenshaus, der Temple, zum europäischen

Finanzzentrum. Der König von Frankreich vertraut beispielsweise im 13. Jahrhundert seine

Kronjuwelen der Obhut der Pariser Templer an.   Die Finanzspezialisten der Tempelherren führen

bald fortschrittliche Techniken im Kreditwesen und in der Buchführung ein. Sie entwickeln den

bargeldlosen Zahlungsverkehr und führen den Wechselbrief und den Scheck in Europa ein.   Wer

also in einem Ordenshaus eine Summe einzahlt, kann sie nach Vorlage der Kassenanweisung in

einer weit entfernten Komturei wieder in Empfang nehmen. Der Orden kassiert dafür lediglich

Gebühren und verdient an den Zinsen. Doch wird dadurch der risikoreiche Transfer von

Münzgeld fast völlig entbehrlich.   Neben der einfachen Vermögensverwaltung für Dritte betreibt

der Templer-Orden auch Geldleihe, wodurch er die eigenen Gelder und die ihnen durch Dritte

anvertrauten Einlagen arbeiten lässt. Alle Klöster und Konvente fungieren deshalb als Leihkasse. 

 An Bauern verleihen die Templer kleinere Summen, damit diese einen Engpass überbrücken

können, Kaufleuten geben sie größere Kredite. Als Sicherheit ziehen sie Grundbesitz heran. Gibt

es bei der Rückzahlung des Kredits Probleme, dann halten sie sich an den Ländereien des

Schuldners schadlos.   Zwar passen die Finanzaktivitäten des Templer-Ordens nicht zu ihrer

religiösen Berufung, es ist aber die allgemein den Ritterorden aufgetragene Mission, die sie auch

in diesem Bereich tätig werden lassen. Auch die Johanniter, der Deutsche Orden und selbst die

traditionellen Mönchsorden betätigen sich ähnlich, allerdings auf einer wesentlich niedrigeren

Stufe.   Um im Orient überleben zu können, muss der Templer-Orden über umfangreiche

Finanzmittel verfügen und all seine Einkünfte weitestgehend in Geld verwandeln. Sie kaufen dazu

auf Märkten und Messen möglichst viele Rechte und Monopole, die ihnen wiederum Einnahmen

sichern.   So wird zum Beispiel das ausschließliche Wiegerecht, das der Orden vom Grafen der

Champagne erwirbt, sehr zu Ungunsten der dort ansässigen Bürger vereinnahmt. Von dem

eingenommenen und erwirtschafteten Verdienst gehen anfangs ein Drittel an die Häuser im

Orient. Später werden die Abgaben auf ein Zehntel reduziert.   Aus abendländischer Sicht

entsteht immer wieder der Eindruck, als hätten die Männer und Frauen aus dem Westen die

Kultur in den Nahen Osten gebracht. Genau das Gegenteil ist richtig. Die arabischen Reiche sind

den Christen nicht nur militärisch, sondern auch in ihrer Kultur weit überlegen. Dort im Osten ist

das geistige Erbe der Griechen und Römer bewahrt und weiterentwickelt worden. Geniale

Mathematiker und Astronomen sowie geschickte Kaufleute kommen von dort her.   Die Araber

haben ein Zahlensystem entwickelt: die arabischen Ziffern, die wir heute noch verwenden. Eine

der wesentlichen Neuerungen besteht darin, dass es für „nichts“ ein eigenes Zeichen gibt: die

Null. Diese macht das Multiplizieren und das Bruchrechnen viel einfacher und erlaubt die

einprägsame Darstellung des Dezimalsystems. Und genau dieses System lernen die Christen,

allen voran die Tempelherren, zur Zeit der Kreuzzüge kennen. Die arabischen Ziffern ersetzen
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die bisher üblichen römischen.   Da die Kaufleute nun einfacher rechnen können, rechnen sie

auch besser und erhalten damit ein genaueres Bild über den Verlauf ihrer Geschäfte.

Juli 1179 – Das volksrechtliche Verfahren wird mit einem lehnsrechtlichen überlagert

Köln * Unter der Führung des Fürstbischofs Philipp von Köln überlagert die Mehrzahl der Fürsten

und Bischöfe das kaiserliche volksrechtliche Verfahren mit einem Zweiten nach der strengen

lehnsrechtlichen Prozessordnung.    Es geht ihnen dabei nicht um die Beschleunigung der

Angelegenheit, sondern darum, dass der Kaiser das Urteil nicht mehr abmildern und die dem

Löwen entzogenen Lehen und Ämter am Ende doch wieder an ihn zurückgeben kann.      Gerade

Erzbischof Philipp von Köln geht es um diese Rechtssicherheit. Der von der Kölner Kirche

beherrschte westfälische Teil des Herzogtums Sachsen soll nicht wieder gefährdet sein und vor

allem vor einer etwaigen Rückgabe an den Herzog geschützt werden. Deshalb verwundert es

nicht, dass es erneut der Kölner Fürstbischof war, der das Verfahren nicht nur konsequent

fordert, sondern es auch in Gang bringt.

1221 – Die ersten franziskanischen Bettelmönche kommen nach München

München-Angerviertel * Das ist die Zeit, in der die ersten franziskanischen Bettelmönche nach

München kommen.    Der genaue Zeitpunkt lässt sich jedoch mit Sicherheit nicht mehr feststellen.

Nach der „Ordenstradition“ soll ein Bruder Castinus die erste Ordensniederlassung der „Barfüßer“

hier gegründet haben.    Von der Bürgerschaft sei ihm damals die „Jakobuskapelle“ mit einem

Häuschen „am Anger vor der Stadt“ übergeben worden. Beweisbar ist das nicht.

1538 – Ein Connz Holzhauser wird als Haidhauser Hausbesitzer aufgeführt

Haidhausen * In einem Steuerverzeichnis des Landgerichts Wolfratshausen wird ein Connz

Holzhauser als Haidhauser Hausbesitzer aufgeführt. Ob dieser aber mit der später

auftauchenden Familie Holzhauser in einem Zusammenhang steht, lässt sich wegen Fehlens

weiterer Angaben nicht mit Sicherheit feststellen. 

8. April 1632 – Die kurfürstliche Familie flieht vor den Schweden nach Salzburg

München * Kurfürstin Elisabeth Renata und ihr Schwager, Herzog Albrecht VI. mit Familie,
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verlassen aus Angst vor den Schweden München, um sich in Salzburg in Sicherheit zu bringen.   

Die kurfürstliche Schatzkammer, kirchliche Schätze und die städtische Barschaft im Wert von

32.449 Gulden werden im Ausland, im Erzbistum Freising, in Sicherheit

gebracht.&nbsp;Münchner Bürger und Adelige, die es sich finanziell leisten können, suchen

Schutz in Tirol oder Italien.

26. Januar 1683 – Ein österreichisch-baierisches Bündnis gegen die Osmanen

München - Wien * Dem Treffen von Altötting vom März 1681 folgen langwierige Verhandlungen

zwischen den kaiserlichen und den baierischen Abgesandten, die letztlich in einem

Defensivbündnis enden, in dem sich das Kurfürstentum Baiern verpflichtet, in den

bevorstehenden Auseinandersetzungen mit den Osmanen ein Truppenkontingent von 8.000

Mann zu stellen.    Baiern kann die Zusage aushandeln, dass das Land jährlich

Subsidienzahlungen in Höhe von 250.000 Gulden, im Kriegsfall von 450.000 Gulden, erhält.    Da

jedoch vorhersehbar ist, dass Wien - in Anbetracht der politischen Lage, der sonstigen

Verpflichtungen und der verstärkten Kriegsanstrengungen gegen die Osmanen - diese Summe

nie aufbringen kann, verlangen die kurfürstlichen Verhandlungsführer Sicherheiten. Das waren

die Einkünfte der Grafschaft Neuburg am Inn, der Markgrafschaft Burgau und des Mautamtes

Tarvis. Das Ziel ist eine spätere Gebietserweiterung um die Ämter Kufstein und Rattenberg.    Der

Bündnisvertrag bedeutet jedoch keinesfalls die völlige Abkehr von Frankreich. Zwar werden sich

die politischen Beziehungen zwischen München und Paris ein wenig abkühlen, die

gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, künstlerischen und kulturellen Beziehungen wurden jedoch

kaum beeinträchtigt. 

24. Dezember 1705 – Die Masse der Oberländer trifft in Solln ein

Solln * Gegen 20 Uhr trifft die Masse der Oberländer in Solln ein. Zur gleichen Zeit nimmt

die Schützenvorhut ein etwa 80 Mann starkes kaiserliches Reiterdetachement unter

Beschuss. Die Kaiserlichen, die von Oberst de Wendt zur Aufklärung in Richtung Schäfftlarn

geschickt worden waren, werden zwar verjagt, können aber trotzdem ausreichend Informationen

sammeln.    Der Starnberger Pfleger Johann Joseph Öttlinger verlässt nach der Schießerei in

Solln die Aufständischen, begibt sich nach München und informiert den Kaiserlichen

Administrator Maximilian Carl Graf von Löwenstein-Wertheim-Rochefort über die Unternehmung. 

   Oberst Johann Baptist de Wendt leitet Sicherheitsmaßnahmen ein.  Er ersucht das Korps

Kriechbaum zum Rückmarsch nach München und macht in Aufrufen bekannt, dass „jede

Unterstützung der Aufständischen durch die Einwohner Münchens mit dem Tode bestraft“ werden
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würde. 

26. Dezember 1705 – Der Volksaufstand der Oberländer bricht zusammen

Steinhöring * Mit der Münchner Mordweihnacht bricht der Volksaufstand der Oberländer sofort

zusammen. Der in Steinhöring stehende Oberbefehlshaber der Unterländer, Johannes Hoffmann,

gibt daraufhin den Befehl zum Rückzug.    Nun machen sich in dem niederbaierischen

Heerhaufen Unsicherheit, Angst und Diszplinlosigkeit breit. Reihenweise begeben sich die

Unterländer Aufständischen auf den Weg nach Hause.

12. Januar 1796 – Eine Polizeioberdirektion für München und die Au wird eingerichtet

München - Au * In einem Mandat macht Kurfürst Carl Theodor deutlich, dass er Ereignisse wie im

vergangenen Herbst (23. September 1795) nicht mehr tolerieren wird. Es wird eine

Polizeioberdirektion für München und die Au eingerichtet.     Neben der Verhaftung von

Verbrechern hat die Polizeioberdirektion die Aufgabe „alle tumultuarischen Aufläufe, Rumoren,

und dergleichen sogleich mit aller Thätigkeit abzustellen, [...] vorzüglich aber auch den für die

allgemeine Ruhe und Sicherheit verdächtigen, geheimen, oder öffentlichen Zusammenkünften mit

aller Wachsamkeit nachzuspüren, und selbe gleich bey ihrem ersten Entstehen mit allem Ernste,

jedoch auch mit der hiebey benöthigten Klugheit und Vorsichtigkeit zu zernichten“.    Zu diesem

Zweck soll die Polizeioberdirektion regelmäßige Kontrollstreifen und Hausdurchsuchungen in

München und der Au durchführen. 32 Mann Polizeiwache stehen ihr dafür zur Verfügung.

15. September 1796 – Die Bauarbeiten für die heutige Rumfordstraße beginnen

München-Isarvorstadt * Graf Rumford lässt durch Militärkolonnen mit Arbeiten an einer

Ringstraße, die heutige Rumfordstraße, beginnen. Er will das Gelände im unmittelbaren Vorfeld

der Wälle räumen und zur leichteren Umfahrung der Stadt eine breite, verkehrstüchtige Straße

anlegen lassen.     Noch bevor die Besitzer protestieren und ihre bewegliche Habe in Sicherheit

bringen können, werden die auf der geplanten Trasse liegenden Gartengrundstücke

enteignet. Nicht einmal die Ernte ihrer Anpflanzungen dürfen sie noch einholen.     So entsteht vor

den Stadttoren die erste Umfahrung Münchens. Weil die Ringstraße als militärisch Straßenanlage

begründet worden war, wehrt sich der Magistrat erfolgreich gegen jede finanzielle Beteiligung.

Auch, als man die Straßenanlage als wesentlichen Beitrag zur Verschönerung Münchens ansah.
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25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der

Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon

einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die

Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis

über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der

Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.

8. September 1805 – Der Dritte Koalitionskrieg beginnt

Kurfürstentum Baiern * Der Dritte Koalitionskrieg beginnt mit dem Einmarsch der Österreicher
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nach Baiern. Rücksichtslos bestimmt Kaiser Franz II. Baiern zum Kriegsschauplatz. Noch sind die

österreichischen Truppen im Glauben an ein gemeinsames Bündnis mit Baiern gegen Frankreich

über die Landesgrenze gekommen, doch nun marschieren sie als Feinde nach München.     Die

wertvollsten kurfürstlichen Besitztümer und die Gemäldesammlung können noch rechtzeitig in

Sicherheit gebracht werden, um sie so vor feindlichen Beutezügen zu schützen. Auch der

Kurfürst ist samt seiner Familie weit genug von der österreichischen Grenze entfernt, so dass er

das Eintreffen der napoleonischen Truppen sicher abwarten kann. 

3. April 1807 – Mandat zur Neuorganisation des Bürgermilitärs

München * Das „Mandat über die Uniformierung und Organisation des bürgerlichen Militärs in den

Städten, Flecken und Märkten des Königreichs“ wird erlassen.&nbsp;Es bildet eine allgemein

verbindliche Rechtsgrundlage für den Wach- und Sicherheitsdienst des Bürgermilitärs, denn

bisher hatten die Bürger diese Aufgabe ja freiwillig erfüllt.&nbsp;    Wichtigster Punkt für den Staat

ist die neue allgemeine Musterungspflicht aller Bürger zum Bürgermilitär.&nbsp;Untaugliche

müssen eine Wehrersatzgebühr&nbsp;bezahlen.&nbsp;Als Gegenleistung gesteht der Staat den

Offiziers- und Unteroffizierskorps&nbsp;der einzelnen Waffengattungen des

Bürgermilitärs&nbsp;ihre Ergänzung und Beförderung zu höheren Chargen zu.       Über die

Aufgabe des Bürgermilitärs&nbsp;sagt das Mandat&nbsp;folgendes:&nbsp;„[...] Nie kehrt der

Bürger seine Waffen gegen den äusseren Feind.&nbsp;   Seine Bestimmung bleibt

ausschliessend, den friedlichen, rechtlichen Einwohner zu beschützen, und die Wirkungen des

Gesetzes gegen polizeiliche Vergehungen und das Verbrechen zu unterstützen.&nbsp;   Er

übernimmt demnach bei dem Abzuge der Feldregimenter aus den Garnisonen den Dienst

daselbst, besorgt denselben in jenen Städten, wo keine gewöhnliche Garnison liegt, für

beständig, um durch auszusendende Sicherheits-Patrouillen die Umgebungen vor allem, der

öffentlichen Ruhe und Sicherheit gefährlichen Gesindel rein zu halten.“      Das unmittelbare

Kommando über das lokale Bürgermilitär&nbsp;hat der jeweils ranghöchste beziehungsweise

rangälteste Bürgeroffizier.&nbsp;Dieser untersteht wiederum in einer Garnisonsstadt&nbsp;der

militärischen Stadtkommandantschaft, ansonsten dem zivilen Landrichter&nbsp;oder

Polizeidirektor.    Der Vorschlag für ein Pferderennen&nbsp;aus Anlass der

Kronprinzenhochzeit&nbsp;(1810) kommt aus den Reihen der Königlich-Baierischen

Nationalgarde III. Klasse.&nbsp;Diese entwickelte&nbsp;sich aus dem Städtischen

Wehrwesen.&nbsp;    Dieses Münchner Bürgermilitär&nbsp;gehört nicht im eigentlichen Sinne

zur Münchner Garnison.&nbsp;Die traditionelle Abgrenzung von Armee&nbsp;und

Bürgertum&nbsp;beziehungsweise von Garnison&nbsp;und Bürgerwehr&nbsp;bleibt bis weit ins

19. Jahrhundert bestehen.
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1. Mai 1808 – Die Konstitution für das Königreich Baiern tritt in Kraft

München * Die Konstitution des Königreichs Baiern&nbsp;tritt in Kraft. Die erste einheitliche

Verfassung des Königreichs Baiern besteht aus 45 Paragraphen, die auf acht Seiten Platz finden.

&nbsp;    Nach der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation&nbsp;und dem

großen Gebietszuwachs, den Baiern erfahren hat, ist es notwendig geworden, das Recht zu

vereinheitlichen und die Rechtsgleichheit in den verschiedenen Landesteilen herzustellen. Nur

Altbaiern war, bis auf wenige Enklaven, ein geschlossenes Staatsgebiet. Ansonsten gleicht das

neue Baiern mit seiner Anhäufung von Besitzungen verschiedener Fürsten, Grafen, Herren und

Ritter eher einem Fleckerlteppich.&nbsp;    Baiern muss nun zusammenwachsen und nach

einheitlichen gesellschaftlichen und verwaltungsrechtlichen Grundsätzen regiert werden. &nbsp;  

    Damit werden „alle besonderen Verfassungen, Privilegien, Erbämter und Landschaftliche

Korporationen der einzelnen Provinzen“ aufgehoben. &nbsp;   Die Verfassung garantiert die

Gleichheit aller vor dem Gesetz und den Steuerbehörden sowie beim Zugang zu den

Staatsämtern. &nbsp;   Die Rechte des Adels werden darin eingeschränkt und deren bisherigen

politischen Vorrechte ausdrücklich abgelehnt. In einer neu eingeführten „Adelsmatrikel“ muss der

Adelstitel erst staatlich anerkannt werden. &nbsp;   Die Leibeigenschaft&nbsp;wird ersatzlos

abgeschafft.   Die Sicherheit des Eigentums wird ebenso gewährleistet, wie die

Gewissensfreiheit&nbsp;und die Pressefreiheit.&nbsp;Letztere wird allerdings durch Gesetze

teilweise wieder eingeschränkt.   Das Gesetz sieht ein stehendes Volksheer&nbsp;und eine

Bürgermiliz&nbsp;vor.      Mit 21 Jahren muss jeder Staatsbürger&nbsp;vor der Verwaltung

seines Kreises&nbsp;einen Eid ablegen, dass er „der Konstitution und den Gesetzen gehorchen -

dem König treu sein wolle“. Ohne ausdrückliche Erlaubnis des Monarchen darf kein

Staatsbürger&nbsp;auswandern oder ins Ausland reisen.&nbsp;    Zum „Königlichen Hause“ wird

in der Konstitution&nbsp;festgelegt,       dass die Krone erblich ist „in dem Manns-Stamme des

regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge“.  

Die Prinzessinnen sind für immer von der Regierung ausgeschlossen, so lange noch männliche

Nachkommen vorhanden sind.   Sämtliche Familienmitglieder des königlichen Hauses stehen

unter der Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verlust Ihres Erbfolge-Rechts nur mit

dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. &nbsp;      Nach den Bestimmungen der

Konstitution&nbsp;besteht zur Verwaltung des Königreiches Baiern&nbsp;       das

Ministerium&nbsp;aus fünf Departements,&nbsp;dem des Äußeren, der Justiz, der Finanzen, des

Inneren&nbsp;und des Kriegswesens. &nbsp;   Zudem teilte sie das Königreich in

Kreise&nbsp;ein, um so einen einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaat zu schaffen.   Auch

das Justiz- und Militärwesen werden neu organisiert. &nbsp;      Ein Parlament&nbsp;ist in Form

einer National-Repräsentation&nbsp;vorgesehen, kommt aber nicht zustande. &nbsp; 

Gleichwohl werden die Vertretungen der einzelnen Teilgebiete des Königreichs mit Inkrafttreten
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der Verfassung abgeschafft. &nbsp;       Die National-Repräsentanten sollten für die Dauer von

sechs Jahren gewählt werden. &nbsp;   Dazu sollten in jedem der acht Kreise,von den 200

höchstbesteuerten „Land-Eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ von Wahlmännern sieben

Mitglieder gewählt werden. Diese 56 Gewählten hätten dann die

Reichs-Versammlung&nbsp;gebildet. &nbsp;      Durch die Einführung der

Konstitution&nbsp;verhindert Minister Maximilian Joseph von Montgelas, dass der auf Napoléon

Bonapartes Drängen geschlossene Rheinbund&nbsp;die Souveränität des Königreichs

Baiern&nbsp;zu stark einschränkt.

13. September 1813 – Ein Hochwasser reißt die Hälfte der Äußeren Ludwigsbrücke weg

Vorstadt Au - Haidhausen * Ein Hochwasser reißt die Hälfte der Äußeren Ludwigsbrücke weg.

Eine pervers neugierige Menschenmenge hat auf der Äußeren Brücke gewartet, um dabei zu

sein, wenn der nahe gelegene Kaiserwirt in sich zusammenfallen und in den Isarfluten

mitgerissen wird. Die Schaulustigen glauben sich auf der aus Stein erbauten Brücke in Sicherheit,

da sie gerade ihr eine hohe Standfestigkeit unterstellen.    Der Fuhrknecht eines Brauwagens, der

den Flussübergang gerade passiert hatte, warnte die Gaffer, dass die Brücke wankt. Eine

Totengräberin, die auf einem Schubkarren ein Kruzifix über die Brücke rollt, ruft: „Schauts auf, da

Tod kummt!” Unmittelbar danach „knickte der östliche Brückenpfeiler ein, die Brückendecke

senkte sich und stürzte dann in die Fluten“. Zwei weitere Bögen folgen nach. 108 Menschen

stürzen in den tosenden Gebirgsfluss, nur sechs können gerettet werden.

19. Mai 1832 – Der Neustadter Stadtrat richtet eine uniformierte Sicherheitsgarde ein

Neustadt * Der Neustadter Stadtrat richtet - neben der Gendarmerie - eine aus Neustadter

Bürgern zusammengesetzte, uniformierte Sicherheitsgarde ein. Das Tragen von Feuer- und

sonstigen Waffen wird verboten. 

11. Februar 1848 – Lola Montez muss vor den aufgebrachten Münchnern fliehen

München-Maxvorstadt - Schloss Blutenburg * Am Morgen belagert eine aufgebrachte Menge das

Palais Montez in der Barer Straße. Die ersten Steine fliegen, ein Eingreifen des Militärs wird als

aussichtslos angesehen. Der Bayerische Innenminister Franz von Berks meint sogar: „Die

Position an der Barer Straße ist unhaltbar“ und befürchtet, „die Gräfin könne eine Stunde nach

dem Angriff eine Leiche sein.“     Auch der Polizeidirektor will für Lolas Sicherheit nicht mehr
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garantieren und erklärt ihr, sie müsse innerhalb einer Stunde die Stadt verlassen. Da bleibt nur

die Flucht. Lola Montez entkommt in einer Kutsche, die sie im Eiltempo aus der Stadt bringt. Das

Palais der Gräfin von Landsfeld wird danach gestürmt - eine Verwüstung der Villa aber

verhindert.      Lola Montez flieht - eskortiert und bewacht von einem Tross, den Graf von

Arco-Stepperg anführt - über die Vorstadt Au nach Baiersbrunn. Dort verlassen sie ihre

Bewacher. Nun begibt sie sich über Schleichwege über Großhesselohe nach Schloss Blutenburg.

Der Wirt meldet das Versteck, weshalb die Polizei die sich auf der Flucht befindliche Gräfin von

Landsfeld festnimmt, sie nach Pasing bringt und in den Zug nach Augsburg setzt. 

18. Oktober 1848 – Brauer unter dem Druck der Aufständischen

München * Auch andere Münchner Brauer geraten in Bedrängnis. Der Inhaber des Löwenbräus

bringt sich und seine Familie vor der anrückenden Menge in Sicherheit. Nach einem

zeitgenössischen Bericht gelingt die Flucht „mittels einer von großem Mute getragenen Abseilung

aus dem im zweiten Stockwerke gelegenen Fenster“.   Simpert Floßmann, der Besitzer des

Stubenvollbräus am Anger, berichtet dem Bürgermeister: „Als ich des Abends in mein Haus

zurückkam, ist ein großer, von Soldaten geführter Volksschwarm meist betrunkener Leute in

meine Wirtschaft gedrungen, um nach dem Bierpreis zu fragen. Ich sagte: ‚Viereinhalb Kreuzer,

aber heute könnt ihr so viel ohne Geld trinken, wie ihr wollt!‘   Sie aber machten geltend, dass,

wenn mir mein Leben und mein Eigentum geschützt werden solle, ich das Bier um vier Kreuzer

abgeben müsse. Dann forderten die Rädelsführer Handschlag auf Ehrenwort, dass ich diesen

Preis den ganzen Winter über halten würde.   Als dies geschehen, bildeten sie einen

sogenannten ‚Sicherheitsausschuß‘ für mich, meine Frau und mein Eigentum und zogen,

gleiches zu tun, wenn er sich als willig erweise, zum Menterbräu ab. Freilich nicht, ohne vorher

noch zwei Stunden lang tüchtig zu zechen.“   Auf diese Weise zwingen die Aufständischen

Floßmann, den geforderten Bierpreis mit Handschlag zuzusichern. Im Gegenzug stellen sie ihn,

seine Familie und seinen Besitz unter ihren Schutz. Anschließend ziehen sie zum Menterbräu

weiter. Ähnlich ergeht es Mathias Pschorr, dem damaligen Inhaber des Hackerbräus.

20. Januar 1849 – Ein politisches Haberfeldtreiben gegen einen fortschrittlichen Lehrer

Holzolling * In der Nacht vom 20. zum 21. Januar 1849 wird auf einer Wiese außerhalb von

Holzolling ein Haberfeldtreiben abgehalten. Die Treiben finden nun schon seit einiger Zeit aus

Sicherheitsgründen außerhalb der dörflichen Siedlungen statt. Getrieben wird  von 50 bis 60

Haberern. Es gilt mehreren Einwohnern des Dorfes, in der Hauptsache aber dem Lehrer Franz

Xaver Bacherl.    Der Grund für das Haberfeldtreiben ist bei Franz Xaver Bacherl nicht in einer
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Leichtfertigkeit zu finden, sondern ist politischer Natur und zeigt damit eine völlig neue Tendenz

weg vom Sittlichkeitstreiben. Der Lehrer Franz Xaver Bacherl       begeisterte sich für ein großes,

geeinigtes Deutschland,   hatte einen Arbeiterverein, angelehnt an den Münchner

Märzverein gegründet,   organisierte Versammlungen und hielt politische Reden.      Als der

Holzollinger Kooperator Haid gegen den Arbeiterverein von der Kanzel predigte, schrieb Bacherl

über ihn einen Artikel in der revolutionsfreundlichen, radikal-demokratischen Zeitung „Gradaus

mein deutsches Volk! * Volksblatt für uneingeschränkte Freiheit“.    Daraus ergibt sich einerseits,

dass das Haberfeldtreiben gegen Franz Xaver Bacherl von einem geistlichen Herrn forciert

worden war, und dass andererseits die Haberer wenig sorgfältig über ihr Opfer recherchierten

und wie hilflos sie im Grunde den neuen sozialen und politischen Entwicklungen gegenüber

standen. Die Haberer werfen dem Lehrer vor:        seinen schändlichen Artikel im „Gradaus“ und  

 unterstellen ihm, er hätte einen „Lumpenverein“ gegründet,   den Opferstock ausgeraubt und  

die Vorhänge aus dem Beichtstuhl gestohlen, um sich daraus einen Frack schneidern zu lassen. 

24. Juli 1853 – Ein Sicherheitsbericht für München

München * Oberst Franz Freiherr von Hörmann zu Hörbach legt einen Sicherheitsbericht für

München vor. Er trägt den Titel: „Erläuterungen zum Entwurfe der militärischen Dispositionen für

die Sicherheit und Verteidigungsfähigkeit der Haupt- und Residenzstadt München behufs

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung.“  Es ist die Angst vor einer neuen

Revolution, die König Max II. seine Armee auf einen Bürgerkrieg vorbereiten lässt. Um

verbindliche Vorschläge auszuarbeiten, gründet er eine Special-Commissorium.    Inhaltlich geht

Oberst Hörmann von einem Bedrohungsszenario aus, wonach „der inländische Pöbel - durch

auswärtiges Proletariat verstärkt - bei Tag und Nacht ohne Hindernis in die Stadt eindringen

kann, theils um die größten Schätze des Staates und des Landes zu plündern, theils um die

heillosen Umtriebe der machtlosen Umsturzpartei in Vollzug zu setzen“. Freiherr von Hörmann

fügt noch eine interessante Einteilung der Tumulte in vier Klassen bei.       Als Erste und

harmloseste Klasse bezeichnete er darin „Tumulte ohne insurreaktionäre politische Tendenz“,

etwa die Studenten- und Handwerkertumulte oder die Münchner Bierkrawalle.   Als nächste

Kategorie folgen „Politische Tumulte durch demokratische Umtriebe der republikanisch gesinnten

Umsturzpartei veranlaßt“. Als Beispiel führt er die Märzrevolution von 1848 an.   Als dritte Klasse

bezeichnet er „Tumulte mit kommunistischer Tendenz“. Der erzkonservative Oberst verschließt

dabei aber keineswegs die Augen vor der bitteren Armut vieler Zeitgenossen und fordert zur

Vorbeugung eine effektive staatliche Sozialpolitik.   Die Letzte und zugleich gefährlichste Form

der Unruhe klassifiziert der Militarist die „Tumulte durch Theuerung, Mißwachs und Hungersnoth

veranlaßt“.      Sein konkreter Vorschlag beinhaltet die Erhöhung der Zahl der Kasernen in der

Münchner Zeitensprünge Seite 12/41



Innenstadt und weitere flankierende Maßnahmen, um die Hauptverteidigungspunkte zu schützen.

Dazu zählen unter anderem - neben der Residenz - das Nationaltheater, das Postgebäude, die

Münze und der Alte Hof.

8. Oktober 1865 – Bierkrawall auf dem Oktoberfest 

München-Ludwigsvorstadt * Kurz nach der Freigabe des Bierpreises eskaliert auf dem

Oktoberfest der Unmut über eine Preiserhöhung von nur einem Pfennig. Zwischen den

Festbesuchern bricht eine große Schlägerei aus. Die Gendarmen greifen nicht ein. Aus Sorge vor

weiteren Zusammenrottungen und einer möglichen Ausweitung der Unruhen ziehen sie sich in

ihre Reviere zurück und überlassen das Geschehen zunächst sich selbst. Ob diese Entscheidung

der Deeskalation dienen soll oder auf die Unsicherheit der Ordnungskräfte zurückzuführen ist,

bleibt offen.

1871 – Münchner Maurer treten in den Bierstreik

München * Aus Protest gegen schwankende Bierqualität sowie offene und verdeckte

Preiserhöhungen treten Münchner Maurer in den Bierstreik. Sechs Wochen lang verzichten sie

auf Bier und trinken stattdessen demonstrativ Milch.   Schließlich eskaliert der Konflikt in

gewaltsamen Ausschreitungen. Aus Sorge vor weiteren Angriffen bringen mehrere Brauer ihre

Ehefrauen und Kinder vorübergehend außerhalb Münchens in Sicherheit. Erst als sich die Lage

beruhigt, kehren die Familien in die Stadt zurück. 

9. Mai 1873 – Der Gründerkrach führt zur Wirtschaftskrise

Wien - Deutsches Reich * Der „Gründerboom“ ist schlagartig beendet. Die Wiener Börse bricht

zusammen. Der Kurssturz greift rasch auf Deutschland und andere europäische Länder über und

führt zu einer schweren Wirtschaftskrise. Die Folgen:    Viele Banken gehen bankrott. 

Unternehmen müssen schließen.  Aktien verlieren einen großen Teil ihres Wertes.  Zahlreiche

Anleger verlieren ihr Vermögen.  Der Börsenkrach löst eine lang anhaltende wirtschaftliche

Unsicherheit aus.    Der Börsenkrach ist aber nicht die Ursache der Krise, sondern der Moment,

in dem allen klar geworden ist, dass die Erwartungen nicht mehr der Realität entsprechen. Die

eigentlichen Probleme haben sich über Jahre aufgebaut. Das waren:     überhöhte Aktienkurse, 

zu viele Unternehmensgründungen,  unrealistische Gewinnerwartungen.    Es ist wie ein Ballon,

der immer weiter aufgeblasen wird. Lange passiert scheinbar nichts. Doch irgendwann reicht ein
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kleiner Stich - und der Ballon platzt sofort. Die Luft war schon vorher zu viel geworden.

März 1874 – Frühere Sperrstunden für den Salvatorausschank 

München-Au * Als Reaktion auf wiederkehrende Ausschreitungen beschränken die Behörden die

Ausschankzeiten während der Starkbiersaison. An Sonn- und Feiertagen sowie montags darf

Salvatorbier nur noch bis 20.30 Uhr ausgeschenkt werden. An den übrigen Werktagen endet der

Ausschank um 21.30 Uhr.   Mit den vorgezogenen Sperrstunden soll verhindert werden, dass

sich der hohe Bierkonsum bis tief in die Nacht fortsetzt und in Schlägereien oder andere

Ausschreitungen mündet. Die Regelung zeigt, dass der Salvatorausschank bereits lange vor der

„Salvatorschlacht“ von 1888 als Sicherheitsproblem gilt.

März 1876 – Ausschank wieder bis 22 Uhr erlaubt 

München-Au * Die Behörden lockern die zuvor verschärften Einschränkungen für den

Salvatorausschank. Während das Starkbier seit 1874 an Werktagen nur bis 21.30 Uhr

ausgegeben werden darf, wird das Ausschankende nun wieder auf 22 Uhr verlegt.   Die

Verlängerung währt jedoch nicht lange. Erneute Ausschreitungen zeigen, dass die

Sicherheitsprobleme auf dem Salvatorkeller weiterhin ungelöst sind.

März 1877 – Polizeidirektion beendet Ausschank bereits um 18 Uhr 

München-Au * Nach erheblichen Störungen und Pöbeleien verschärft die Polizeidirektion die

Vorschriften erneut. Gruppen betrunkener Randalierer, in zeitgenössischen Berichten abwertend

als „Strizzi“ bezeichnet, sorgen wiederholt für Unruhe. Daraufhin darf das Salvatorbier nur noch

bis 18 Uhr ausgeschenkt werden.   Doch selbst diese drastische Verkürzung bringt keine

dauerhafte Besserung. Die Menschenmengen, der hohe Alkoholkonsum und die

wiederkehrenden Auseinandersetzungen zwischen einzelnen Besuchergruppen bleiben ein

erhebliches Sicherheitsrisiko.

März 1877 – Warnungen vor Gewalt auf dem Salvatorkeller

München-Au * Schon Jahre vor der späteren „Salvatorschlacht“ fürchten Polizei und Presse einen

größeren Gewaltausbruch auf dem Salvatorkeller. Während der Starkbierzeit kommt es dort
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immer wieder zu Trunkenheit, Streit und handfesten Auseinandersetzungen.   Das „Dillinger Tag-

und Anzeigenblatt“ zeichnet im Frühjahr 1877 ein drastisches Bild: „Alle Jahre wiederholen sich

zur Schande Münchens und zur Belästigung der Einwohner dieselben widerlichen Erscheinungen

in Folge des Salvatorgenusses. Auf dem Keller selbst gibt es viehische Szenen, deren viele zu

beschreiben der Anstand verbietet. Da wird gebrüllt, gerauft, gestochen, mit Masskrügen

geworfen usw.“   Der Bericht macht deutlich, dass die Ausschreitungen von 1888 nicht völlig

überraschend kommen. Bereits mehr als ein Jahrzehnt zuvor gilt der Salvatorkeller während der

Starkbierzeit als möglicher Schauplatz schwerer Gewalttaten. 

März 1880 – Behörden erwägen das Ende des Salvatorausschanks

München-Au * Die wiederkehrenden Ausschreitungen auf dem Zacherlkeller, auf dem während

der Fastenzeit Salvatorbier ausgeschenkt wird, beunruhigen zunehmend die Behörden.

Angesichts von Trunkenheit, Schlägereien und Maßkrugwürfen wird ernsthaft erwogen, den stark

besuchten Ausschank vollständig zu untersagen.   Zur Begründung verweist man auf die

Gefährdung der „öffentlichen Sicherheit, Sittlichkeit und Ordnung“. Im Raum steht sogar die

Forderung, den „Massenausschank im Zacherlkeller ganz einzustellen“. Zu einem dauerhaften

Verbot kommt es jedoch nicht. Die ungelösten Sicherheitsprobleme bestehen fort – und entladen

sich 1888 in der sogenannten Salvatorschlacht.

März 1883 – Frühes Ausschankende und Musikverbot 

München-Au * Da die bisherigen Maßnahmen keine dauerhafte Besserung bringen, verschärfen

die Behörden erneut die Vorschriften für den Salvatorausschank. Die Bierausgabe muss nun

bereits um 19.30 Uhr enden.   Für den Eröffnungstag gilt außerdem ein vollständiges

Musikverbot. Dahinter steht die Überlegung, dass ohne die beliebte „Salvatormusik“ auch das

begleitende Johlen, Pfeifen und Singen abnimmt. Tatsächlich unterbleibt dadurch weitgehend das

rhythmische und ohrenbetäubende Schlagen mit Bierkrügen und Stöcken. Die Stimmung heizt

sich deutlich weniger auf.   Der Vorschlag, das Musikverbot auf sämtliche Sonn- und Feiertage

auszudehnen, findet bei der Polizeidirektion jedoch keine Zustimmung. Dagegen sprechen auch

die wirtschaftlichen Interessen der Brauerei: Sie befürchtet, dass eine gedämpfte Stimmung die

Trinkfreude und damit den Bierumsatz vermindert.

März 1886 – Geschrei und Gedränge erreichen neue Ausmaße 
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München-Au * Trotz der im Vorjahr bekannt gemachten Verbote herrschen auf dem Salvatorkeller

erneut dichtes Gedränge, Geschrei und Gejohle. Die Presse berichtet über Zustände, wie sie dort

bislang noch nicht zu beobachten gewesen seien: „Ein Gemenge, Geschrei und Gejohle, wie wir

es noch nie auf dem Keller zu sehen Gelegenheit hatten.“   Die bisherigen

Sicherheitsmaßnahmen erweisen sich damit als weitgehend wirkungslos. 

September 1887 – Der Steyrer Hans zieht mit festlich geschmückten Wagen zur Wiesn

München-Theresienwiese * Der Steyrer Hans zieht mit festlich geschmückten Wagen zur

Theresienwiese. Er selbst fährt mit seiner Familie im Vierspänner, es folgen sieben Zweispänner,

beladen mit Musikanten sowie Schank- und Bedienungspersonal. Der Aufzug beginnt am

Restaurant Steyrer Hans in der Tegernseer Landstraße in Obergiesing.    Nach einem Umtrunk

im Schneider Weißen im Tal wird Steyrers Wiesneinzug von der Polizei gestoppt. Ein

Gerichtsverfahren endet mit einer Geldbuße wegen Störung der öffentlichen Ordnung und

Sicherheit, was jedoch die Sympathie für den bayerischen Kraft-Athleten bei der Bevölkerung

vermehrt. Das wiederum wirkt sich positiv aufs Geschäft aus.    Damit ist der Steyrer Hans der

Erfinder des Einzugs der Wiesnwirte.

März 1889 – Mehr Polizei, elektrisches Licht und ein Zylinderverbot

München-Au * Die Verantwortlichen ziehen Konsequenzen aus der Salvatorschlacht des

Vorjahres. Während der Starkbiersaison wird der Ordnungs- und Überwachungsdienst auf dem

Nockherberg deutlich verstärkt. Elektrische Lampen sorgen zudem für eine bessere

Ausleuchtung des Salvatorkellers und sollen den Sicherheitskräften die Kontrolle der dicht

gedrängten Menge erleichtern.   Auch Zylinderhüte sind fortan verboten, da sie 1888 einen der

ersten Konflikte ausgelöst hatten. Wer mit einem Zylinder erscheint, muss ihn nach

zeitgenössischen Berichten am Eingang abgeben und gegen einen Papierhut eintauschen. Damit

soll das sogenannte „Zylinder-Eintreiben“ [= Zusammendrücken] verhindert und ein möglicher

Anlass für neue Schlägereien beseitigt werden. 

September 1907 – Aus der Fischerhütte zum Holländer wird die Fischer-Vroni

München-Theresienwiese * Josef Pravida nennt seine Fischerhütte zum Holländer in

Fischer-Vroni um. Angeblich bezieht sich der Name „Vroni“ auf eine Bedienung Josef Pravidas,

die im Wirtshaus Zum goldenen Stern eine besonders herzliche Atmosphäre verbreitet und damit
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auch auf dem Münchner Oktoberfest die „gute Seele“ des Fischbrat-Unternehmens verkörpert.   

Seither befindet sich auch der alte Fischerkahn am Seiteneingang der Fischer-Vroni. Er war ein

über einhundert Jahre ein beliebter Treffpunkt. Er musste 2011 aus Sicherheitsgründen entfernt

werden. 

1912 – Die Marienklause wird gerettet

München-Giesing * Die Marienklause ist baufällig, muss gesperrt und soll aus Sicherheitsgründen

sogar abgerissen werden. Die Stadt München entscheidet jedoch, die Kapelle in gleicher Form

am selben Ort neu zu errichten - diesmal stabiler gebaut. Die Votivtafeln werden währenddessen

aufbewahrt und später wieder angebracht. So bleibt die Klause als Ort der Andacht und

Besinnung erhalten.

1. August 1914 – König Ludwig III. gibt die Mobilmachung bekannt

München-Maxvorstadt * Gegen 19:30 Uhr tritt der greise König Ludwig III. auf den Balkon

des Wittelsbacher Palais und gibt die Mobilmachung bekannt. Jubelnd und hüteschwenkend

versammeln sich begeisterte Bürger, die den Kriegsausbruch feiern.    Der versammelten

Menschenmenge ruft er zu, er sei zuversichtlich, dass sich seine Soldaten „im Verein mit ihren

deutschen Bundesgenossen ebenso wie vor 44 Jahren tapfer schlagen werden und [er] hoffe zu

Gott, er möge sie ehrenvoll mit Sieg gekrönt wieder in die Heimat zurückkehren lassen“.    Als

erster Mobilmachungstag wird der 2. August bestimmt. Die vollziehende Gewalt geht damit von

den Zivilbehörden auf die kommandierenden Generale der drei bayerischen Armeekorps in

München, Nürnberg und Würzburg über. In der Pfalz übernimmt der Kommandeur der 3. Division

diese Aufgabe. Auch die öffentliche Sicherheit wird den Militärbefehlshabern anvertraut.    Für die

bayerische Regierung sind weitreichende Anordnungen der Militärs auch dann „statthaft, wenn

sie im Widerspruch mit bestehenden Gesetzen stehen und sich nicht auf einen gesetzlichen

Vorbehalt gründen“. Damit ist das öffentliche Leben weitgehend unter militärischer Kontrolle.

8. Juli 1916 – Militärische Sicherheitshaft für Rosa Luxemburg

Berlin * Gegen Rosa Luxemburg wird eine militärische Sicherheitshaft verhängt. 
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10. Juli 1916 – Rosa Luxemburg wird in Schutzhaft genommen

Berlin * Rosa Luxemburg wird nur wenige Monate nach ihrem Haftaufenthalt zur Abwendung

einer Gefahr für die Sicherheit des Reichs in Sicherheitsverwahrung genommen.    Zuerst sitzt sie

im Polizeigefängnis am Alexanderplatz, dann im Frauengefängnis in der Barnimstraße 10 ein. Sie

wird zweimal verlegt, zuerst in die Festung Wronke in der Provinz Posen, dann nach Breslau. Ihre

Schutzhaft dauert bis zum 8. November 1918. 

8. Januar 1918 – Präsident Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson schlägt ein

14-Punkte-Programm vor. Es sieht Folgendes vor:       „Offene, öffentlich abgeschlossene

Friedensverträge. Danach sollen keinerlei geheime internationale Abmachungen mehr bestehen,

sondern die Diplomatie soll immer aufrichtig und vor aller Welt getrieben werden“.   

„Uneingeschränkte Freiheit der Schifffahrt auf den Meeren, außerhalb der Territorialgewässer, im

Frieden sowohl wie im Kriege, […]“.    „Möglichste Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken

und Herstellung einer Gleichheit der Handelsbedingungen für alle Nationen, […]“.   

„Entsprechende gegenseitige Bürgschaften für die Beschränkung der Rüstungen der Nationen

auf das niedrigste, mit der Sicherheit im Innern vereinbare Maß“.    „Freier, unbefangener und

völlig unparteiischer Ausgleich aller kolonialen Ansprüche, […]“.    „Räumung des ganzen

russischen Gebietes und ein Einvernehmen über alle auf Russland bezüglichen Fragen, […]“.   

„Belgien muss […] geräumt und wiederhergestellt werden, […]“.    „Das ganze französische

Gebiet muss geräumt und die besetzten Teile wiederhergestellt werden. […]“.    „Berichtigung der

Grenzen Italiens nach den genau erkennbaren Abgrenzungen der Volksangehörigkeit“.    „Den

Völkern Österreich-Ungarns […] sollte die freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung

zugestanden werden“.    „Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt, die besetzten

Gebiete zurückgegeben werden. […]“.    „Den türkischen Teilen des Osmanischen Reiches sollte

eine unbedingte Selbstständigkeit gewährleistet werden. Den übrigen Nationalitäten dagegen, die

zurzeit unter türkischer Herrschaft stehen, sollte eine zuverlässige Sicherheit des Lebens und

eine völlig ungestörte Gelegenheit zur selbstständigen Entwicklung gegeben werden. […]“.    „Ein

unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die

von unbestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind; […]“.    „Ein allgemeiner Verband der

Nationen muss gegründet werden mit besonderen Verträgen zum Zweck gegenseitiger

Bürgschaften für die politische Unabhängigkeit und die territoriale Unverletzbarkeit der kleinen

sowohl wie der großen Staaten“.        Mit Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm sollen die

deutsch-russischen Friedensverhandlungen unterlaufen werden. Schon deshalb lehnt das

Deutsche Reich das Programm ab. 
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10. März 1918 – Kaiser Wilhelm II. will den Feinden einen Siegfrieden aufzwingen

München * In der Münchener Allgemeinen Zeitung bekennt sich Kaiser Wilhelm II. zu einem

„Siegfrieden“, der den Feinden „aufgezwungen“ werden muss.&nbsp;„Völkerbeglückende

Weltbürgerschaftsgedanken finden darin keinen Platz. Nur das nackte eigene Interesse und die

Garantie eigener Sicherheit und Größe dürfen maßgebend sein“.&nbsp;

22. März 1918 – Streikleitungen als Schädlinge

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath äußert sich zu den Führern der Januarstreiks:    

  „Das arbeitsscheue und verbrecherische Gesindel, das besonders die Großstädte als

Schlupfwinkel für sein lichtscheues Treiben wählt, bildet in Zeiten politischer Hochspannung oder

wirtschaftlichen Kämpfe eine gesteigerte Gefahr für die Sicherheit des Reiches, denn diese

Elemente beteiligen sich erfahrungsgemäß in erster Linie an Unruhen und aufrührerischen

Umtrieben.    Die Säuberung der Großstädte und Industriebezirke von derartigen

ordnungsfeindlichen Elementen gewinnt daher für die Bekämpfung künftiger Unruhen besondere

Bedeutung“.      Von hier aus ist es nicht mehr weit zur unseligen Rhetorik der

„Schädlingsbekämpfung“. 

20. September 1918 – Skeptisch beim Kauf von Kriegsanleihen

Königreich Bayern * Von der Landbevölkerung wird „allenthalben die Sicherheit der

Kriegsanleihen wie allen Geldes überhaupt stark in Zweifel gezogen“. Deshalb rät man sich

gegenseitig von der Zeichnung ab. Schon länger glaubt man, „im Misslingen der Kriegsanleihe

das beste Mittel zur baldigen Beendigung des Krieges zu sehen“. 

6. November 1918 – Informationen, dass die USPD einen großen Schlag plant

München * Die Polizeidirektion informiert das Innenministerium, dass ihre

Überwachungsmaßnahmen „mit Sicherheit“ festgestellt haben, dass die Münchner USPD nach

der großen Friedenskundgebung am 7. November einen „großen Schlag plane“. Innenminister

Dr. Friedrich von Brettreich weist daraufhin die Polizeidirektion an, „jede zulässige Maßnahme zur

Unterbindung einer solchen Aktion vorzubereiten“. Gleichzeitig wird das Kriegsministerium

informiert.    Kriegsminister Philipp von Hellingrath versichert, dass in München genügend

zuverlässige Truppen sind, die eventuelle Unruhen unterdrücken werden. Den Schutz der Haupt-
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und Residenzstadt sollen die in München stationierten Truppen übernehmen. Die Polizei wird mit

uniformierten Schutzleuten die Residenz, die Preußische Gesandtschaft und die Polizeigebäude

schützen. Die übrigen Polizisten sollen in Zivil die Stimmung in der Stadt erkunden. 

7. November 1918 – Das Beratungsergebnis des Ministerrats wird dem König mitgeteilt

München-Graggenau * Ministerpräsident Otto von Dandl und Innenminister Dr. Friedrich von

Brettreich überbringen das Ergebnis der Beratungen des Ministerrats an König Ludwig III., der

sich damit „ohne Weiteres einverstanden“ erklärt. „Wir müssen fort - und zwar gleich“, sagt der

König zu seiner anwesenden Familie. Für Dandl heißt das freilich, dass sich lediglich die

königliche Familie auf den Weg ins vorläufige Exil machen darf. Die „Damen“ und „Jungfrauen“

müssen bleiben.    Als sich die erste Hektik gelegt hat, zaudert der König mit seinem Schicksal.

Hat man ihm doch nach der Rückkehr vom Englischen Garten in die Residenz noch versichert,

dass man die Lage voll im Griff habe. Als aber die ersten Demonstranten vor der Residenz

aufziehen, sagt man dem König, man kann für seine Sicherheit nicht mehr garantieren; es

empfehle sich, die Stadt möglichst schnell und unauffällig zu verlassen.    „Dass man mich gar

nicht über die Lage unterrichtet hat!“, klagt er, „hab‘ ich denn niemand, der sich um mich hätte

annehmen können?“. 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den

sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen

propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 
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8. November 1918 – Polizeipräsident Rudolf von Beckh unterwirft sich der Revolution

München-Kreuzviertel * Der Münchner Polizeipräsident Rudolf von Beckh gibt um 1:25 Uhr die

Erklärung ab, dass er sich verpflichtet, „bei der Ausübung des Sicherheitsdienstes den

Anordnungen des Arbeiter- und Soldatenrates München Folge zu leisten. [...].“ 

8. November 1918 – Die Proklamtion des Freistaats Bayern in den MNN

München - Freistaat Bayern * Nur die Münchener Neuesten Nachrichten - MNN können ihre

normale Morgenausgabe der Tageszeitung drucken. Auf der ersten Seite ist die Proklamation des

Freistaates Bayern abgedruckt:  An die Bevölkerung Münchens!    Das furchtbare Schicksal, das

über das deutsche Volk hereingebrochen, hat zu einer elementaren Bewegung der Arbeiter und

Soldaten geführt. Ein provisorischer Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat hat sich in der Nacht zum

8. November im Landtag konstituiert.  Bayern ist fortan ein Freistaat.  Eine Volksregierung, die

von dem Vertrauen der Massen getragen wird, soll unverzüglich eingesetzt werden.  Eine

konstituierende Nationalversammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht

haben, wird so schnell wie möglich einberufen werden.  Eine neue Zeit hebt an!  Bayern will

Deutschland für den Völkerbund rüsten.  Die demokratische und soziale Republik Bayern hat die

moralische Kraft, für Deutschland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem Schlimmsten

bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten Augenblick durch die

Selbstregierung des Volkes die Entwicklung der Zustände ohne allzu schwere Erschütterung zu

ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die Grenzen überfluten oder nach dem Waffenstillstand

die demobilisierten Truppen das Chaos herbei führen.  Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat

wird strengste Ordnung sichern. Ausschreitungen werden rücksichtslos unterdrückt. Die

Sicherheit der Person und des Eigentums wird verbürgt.  Die  Soldaten in den Kasernen werden

durch Soldatenräte sich selbst regieren und Disziplin aufrecht erhalten. Offiziere, die sich den

Forderungen der veränderten Zeit nicht widersetzen, sollen unangetastet ihren Dienst versehen. 

Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung. Jeder Arbeiter an der neuen

Freiheit ist willkommen! Alle Beamte bleiben in ihren Stellungen. Grundlegende soziale und

politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt.  Die Bauern verbürgen sich für die

Versorgung der Städte mit Lebensmitteln. Der alte Gegensatz zwischen Land und Stadt wird

verschwinden. Der Austausch der Lebensmittel wird rationell organisiert werden.  Arbeiter, Bürger

Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen, das in diesen schicksalschweren Tagen sich

vorbereitet!  Helft alle mit, dass sich die unvermeidliche Umwandlung rasch, leicht und friedlich

vollzieht.  In dieser Zeit des sinnlos wilden Mordens verabscheuen wir alles Blutvergießen. Jedes

Menschenleben soll heilig sein.  Bewahrt die Ruhe und wirkt mit an dem Aufbau der neuen Welt! 

Der Bruderkrieg der Sozialisten ist für Bayern beendet. Auf der revolutionären Grundlage, die
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jetzt gegeben ist, werden die Arbeitermassen zur Einheit zurückgeführt.  Es lebe die bayerische

Republik!  Es lebe der Frieden!  Es lebe die schaffende Arbeit aller Werktätigen!    München,

Landtag, in der Nacht zum 8. November 1918.Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern:Der

erste Vorsitzende: Kurt Eisner. 

12. November 1918 – Preußens Regierung will Ordnung und Sicherheit

Berlin * Die preußische Regierung fordert die Beamten und Behörden auf, ihre amtliche Tätigkeit

fortzusetzen und so zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit beizutragen. 

18. November 1918 – Rudolf Buttmann lässt sich die Gründung einer Bürgerwehr genehmigen

München * Rudolf Buttmann, Bibliothekar im Bayerischen Landtag, lässt sich vom Referenten für

Sicherheitsfragen im Innenministerium, Major Paul von Jahreiß, die Gründung einer Bürgerwehr

genehmigen. Zur Beschaffung der Waffen wird Buttmann an das Ministerium für militärische

Angelegenheiten verwiesen. 

22. November 1918 – Eine  Republikanische Schutztruppe wird gegründet

München-Kreuzviertel * Zur persönlichen Sicherheit der Regierungsmitglieder wird von Alfred

Seyffertitz die Republikanische Schutztruppe gegründet und Albert Roßhaupter, dem Minister für

militärische Angelegenheiten unterstellt. 

6. Dezember 1918 – Die Verhaftung des Vollzugsrats verhindert

Berlin * Zur selben Zeit wird der Versuch unternommen, den Vollzugsrat zu verhaften. Er ist

neben dem Rat der Volksbeauftragten das wichtigste Organ der Revolution. Weil sich die

Betroffenen gegen die Verhaftung wehren und protestieren, kommt der Berliner Polizeipräsident

Emil Eichhorn mit Kräften der Sicherheitswehr dem Vollzugsrat zu Hilfe. Die Verhaftung scheitert

- die Putschisten müssen erfolglos abziehen. 

24. Dezember 1918 – Die Garde-Soldaten werden von der Bevölkerung abgedrängt
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Berlin * Um 9:10 Uhr kapitulieren die Verteidiger des Stadtschlosses und des Marstalls. Sie

zeigen die weißen Fahnen. Stadtkommandant Otto Wels wird sofort freigelassen.    Zur

Entwaffnung kommt es nicht mehr, da die Matrosen der Volksmarinedivision während dieser

Feuerpause Unterstützung durch die dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn von der USPD

unterstellte Republikanische Sicherheitswehr erhalten.    Das Gerücht eines gegenrevolutionären

Putsches macht die Runde. In kürzester Zeit ziehen tausende Arbeiter, Frauen und Kinder zum

Stadtschloss. Die Lage dreht sich. Jetzt sind plötzlich die Soldaten der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Bedrohten. Gefangene Matrosen werden befreit, die

Garde-Soldaten von der Bevölkerung eingeschlossen und abgedrängt.    Reichskanzler Friedrich

Ebert gibt den Befehl zur sofortigen Einstellung der Kämpfe. Die

Garde-Kavallerie-Schützen-Division muss abziehen und in der Universität Schutz suchen.

Begleitet werden sie von der ihnen wenig freundlich gesinnten Bevölkerung. Die Demonstration

ist inzwischen auf 100.000 Menschen angewachsen.    Die Oberste Heeresleitung - OHL und

Generalquartiermeister Wilhelm Groener haben eine fürchterliche Niederlage erlitten und sind

grandios gescheitert. 

24. Dezember 1918 – Ein gesichtswahrendes Verhandlungsergebnis

Berlin * Eine Besprechung wird in der Universität anberaumt, die die Bevollmächtigten der

Regierung unter der Leitung des USPD-Vorsitzenden Georg Ledebour geführt wird. Es wird

beschlossen:       Die Truppen des Generalkommandos ziehen mit allen militärischen Ehren aus

der Stadt.   Die Matrosen bleiben bewaffnet.   Die Volksmarinedivision räumt das Stadtschloss

und den Marstall.   Sie wird - wie bereits vorgesehen - von 1.500 auf 600 Mann reduziert.   Die

entlassenen Matrosen werden in die Republikanische Soldatenwehr integriert. 

1. Januar 1919 – Schießerei im Katholischen Gesellenhaus

München-Hackenviertel * Im Katholischen Gesellenhaus in der Brunnstraße kommt es in den

frühen Morgenstunden zu einer Auseinandersetzung zwischen der aus Soldaten, Matrosen und

Zivilpersonen bestehenden Tanzgesellschaft und dem Sicherheitsdienst.      Im Verlauf fallen

Schüsse, die die Militärpolizei und die Republikanische Schutztruppe mit Handgranaten

beantworten. Zahlreiche Personen werden verletzt, davon sieben schwer. 

4. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn wird abgesetzt
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Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn von der USPD wird durch den Rat der

Volksbeauftragten abgesetzt.    Eichhorn verweigerte am 24. Dezember 1918 den Befehl des

Reichskanzlers Friedrich Ebert und der zwei anderen MSPD-Volksbeauftragten, Philipp

Scheidemann und Otto Landsberg, die im Berliner Stadtschloss und im Marstall einquartierte

Volksmarinedivision mit der ihm unterstellten Republikanischen Sicherheitswehr zu bekämpfen,

um den als Geisel genommenen Stadtkommandanten Otto Wels [MSPD] zu befreien. Für Ebert

gilt Emil Eichhorn deshalb als unzuverlässig. 

7. Januar 1919 – Keine Demonstrationen sondern Putschversuche

München-Kreuzviertel * Vom Stadtkommandanten Oskar Dürr erfährt das kurzfristig

zusammengetretene Kabinett: „Es handelt sich nicht um reine Demonstrationen, sondern um

reine Putschversuche. Wir können keine Gewähr mehr bieten für die Sicherheit der Stadt. Die

Polizei reicht nicht mehr aus, […] die Truppen machen nicht mehr mit, wenn sie noch länger in

solcher Spannung bleiben müssen.“ 

7. Januar 1919 – 3 Tote und 8 Verletzte nach einer Arbeitslosen-Demonstration

München-Kreuzviertel * Gegen 15:30 Uhr bewegt sich der Demonstrationszug zum Ministerium

für Soziale Fürsorge am Promenadeplatz, wo eine Delegation Minister Hans Unterleitner ihre

Forderung nach Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung vorträgt.  Als gegen 17 Uhr noch immer

keine Zusagen vorliegen, überrennt die Menge die Wache und stürmt das Gebäude. Nun kann

aber - trotz verschiedener Zusagen - die tobende Menge nicht mehr beruhigt werden.  Um 18 Uhr

rückt die Militärische Sicherheitswache und die Republikanische Schutztruppe mit scharfer

Munition gegen die Demonstranten vor. Drei Tote und acht Schwerverletzte bleiben zurück. 

21. Februar 1919 – Auch Eisners Mörder wird niedergeschossen

München-Kreuzviertel * Nicht nur Eisner, auch Anton von Arco wird unmittelbar nach seiner Tat

von einem Leibwächter Eisners niedergeschossen und dabei lebensgefährlich verletzt. Man

bringt ihn umgehend in Sicherheit, da die herbeigeeilte Menge damit droht, ihn zu lynchen. Der

damalige Direktor der Universitätsklinik Ferdinand Sauerbruch kann ihn erfolgreich operieren.    

Die Schüsse von hinten auf Kurt Eisner hat Graf Arco übrigens sein Leben lang geleugnet.

Soldaten tragen den toten Ministerpräsidenten ins Portierszimmer des Ministeriums des

Äußeren. 
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5. März 1919 – Die Schlacht am Alexanderplatz beginnt

Berlin * Am Nachmittag beginnt die Schlacht am Alexanderplatz. Sie dauert bis zum 6. März. Es

geht bei diesem Feuergefecht um das Polizeipräsidium. Über die genauen Hintergründe der

Auseinandersetzung gibt es verschiedene, vollkommen unterschiedliche Aussagen.    Tatsache

ist, dass drei bewaffnete Truppen in der Nähe des Polizeipräsidiums am Alexanderplatz

aufeinander treffen:       die Regierungstruppen unter General Walther von Lüttwitz,   die

Republikanische Sicherheitswehr und   die übrig gebliebenen Reste der Volksmarinedivision.     

Die Schuld für den Ausbruch der Kämpfe wird in den Zeitungen - je nach politischer Couleur - der

jeweils anderen Seite zugewiesen.    Die Schlacht endet, nachdem die regierungsnahen Truppen

die Kontrolle über das Polizeipräsidium und dessen Umgebung übernehmen können. Dennoch

müssen ein Toter und fünf Schwerverwundete hingenommen werden. 

13. März 1919 – Noske verteidigt in der Nationalversammlung seinen Schießbefehl

Weimar * Reichswehrminister Gustav Noske rechtfertigt vor der Nationalversammlung seinen

Schießbefehl: Auf „juristische Tüfteleien“ lasse er sich nicht ein; es sei ein Gebot der Staatsräson

gewesen, so rasch wie möglich Ruhe und Sicherheit wieder herzustellen.&nbsp;Den

Schießbefehl nimmt er noch nicht zurück.&nbsp;

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 
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2. April 1919 – Oskar Maria Graf beschreibt die Münchner Lebenssituation

München * Die Regierung Hoffmann strotzt in den letzten Märztagen nicht gerade vor

Tatendrang. Wirtschaftlich geht‘s bergab, das miserable Wetter und der Schnee hindern alle

weiteren Bemühungen.    Oskar Maria Graf beschreibt die Situation folgendermaßen: „Die Stadt

machte seit Tagen einen verwahrlosten Eindruck, und die Menschen fingen an, aufeinander böse

zu werden. Im Rathaus und im Landtag berieten Parteien und Ausschüsse in einem fort.

Niemand wusste mehr, wer regiert. Ratlosigkeit und Unsicherheit gingen um.     In der Stadt

nämlich herrschte die Revolution und auf dem Lande die Gegenrevolution. Der Bahnverkehr

stockte, wilde Streiks tobten, die Geschäftswelt war in tausend Ängsten, vor den Brotläden

stauten sich lange Reihen und krakeelten mürrisch. Manchmal schlugen sie die Fenster ein, aber

sie fanden kein Brot. Die ganze Maschinerie des täglichen Getriebes schien aus den Fugen, und

ein ungeheuerer Druck lag über der Stadt. Der Hunger wurde immer drohender.     Draußen auf

den vielen Straßen und Sträßlein des flachen Landes trieb kein Viehtransporter mehr dahin,

holperten keine watschelnden Milchfuhrwerke mehr zur nächsten Bahnstation. Jäh, fast von

einem Tag auf den andern, gab es keine Milch, keine Butter, kein Ei und kein Fleisch mehr. Auf

dem Güterbahnhof standen die leeren Waggons zu Dutzenden auf den angerosteten Schienen,

die weiten Hallen gähnten schaurig leer, der Schlacht- und Viehhof lag still, und verlassen

dehnten sich die sonst stets belebten Marktplätze aus“.&nbsp;

19. April 1919 – Arbeiter übernehmen den Sicherheitsdienst

München * Karsamstag und Sechster Tag des&nbsp;Generalstreiks:&nbsp;Die Zivile

Sicherheitswache, bestehend aus organisierten Arbeitern, übernehmen den

Sicherheitsdienst&nbsp;anstelle der suspendierten und entwaffneten Polizeiwachleute.&nbsp;

25. April 1919 – Macht Euch selbst einen Eindruck über die Lage in München

München * Die Kasernenräte fordern in Flugblättern die Weißen Truppen auf, sich selbst einen

Eindruck über die wirkliche Lage in München zu verschaffen: „Das Proletariat Münchens

garantiert Eurer Abordnung absolute Sicherheit, Ihr könnt jederzeit kommen, Euch alles ansehen

und jederzeit ungehindert zurückkehren“. 

30. April 1919 – Die KPD wirbt zum Eintritt in die Rote Armee
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München&nbsp;* Plakate der&nbsp;Roten Armee&nbsp;fordern die Arbeiter und Soldaten auf,

die&nbsp;„preußische Herrschaft“&nbsp;abzuschütteln und sich bewaffnet dem Feind

entgegenzustellen. Die KPD wirbt in einem Flugblatt zum Eintritt in die&nbsp;Rote Armee,

während sich Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod in Sicherheit bringen.&nbsp;

3. Mai 1919 – Die Truppen der Regierung Hoffmann kommen nicht als Feinde

München * Die SPD lässt folgende Erklärung in den Münchner Zeitungen veröffentlichen:    „Jene

wahnwitzige Politik des Terrors und der Gewalt, die München in Gegensatz stellte zum ganzen

Land, die den Bürgerkrieg in Bayern entbrennen ließ, hat das schlimme Ende gefunden, das

vorauszusehen war. [...]     Die Truppen der sozialistischen Regierung Hoffmann kommen nicht

als Feinde der Arbeiterschaft, nicht als ‚Weiße Garde‘, sondern als Schützer der öffentlichen

Ruhe und Sicherheit, ohne die ein Neuaufbau im sozialistischen Sinne nicht möglich ist. Arbeiter,

helft den Soldaten bei ihrer schweren Aufgabe!“

13. Januar 1920 – 42 Tote bei Demonstration gegen das Betriebsrätegesetz

Berlin * Etwa 100.000 Menschen protestieren vor dem Reichstagsbäude gegen das

Betriebsrätegesetz, das in zweiter Lesung diskutiert wird. Nach Handgreiflichkeiten schließt die

preußische Sicherheitspolizei in die Menge. 42 Demonstranten sterben, 105 werden verletzt. 

29. August 1921 – Eine Republikschutz-Verordnung wird erlassen

Berlin * Nach der Ermordung des bayerischen USPD-Vorsitzenden Karl Gareis am 9. Juni und

dem tödlichen Anschlag auf den Reichsminister der Finanzen, Matthias Erzberger, am 26. August

erlässt Reichspräsident Friedrich Ebert eine Republikschutz-Verordnung zur Wiederherstellung

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

26. Februar 1924 – Der Hitler-Ludendorff-Prozess beginnt

München-Neuhausen • Bis zum 1. April 1924 findet die Hauptverhandlung an 25

Verhandlungstagen gegen die Angeklagten Adolf Hitler, Erich Ludendorff, Ernst Pöhner, Wilhelm

Frick, Heinz Otto Kurt Pernet, Ernst Röhm, Hermann Kriebel, Friedrich Weber, Wilhelm Friedrich

Karl Brückner und Robert Wagner statt.     Ursprünglich sollte die Verhandlung im
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Gerichtsgebäude am Mariahilfplatz in der Au durchgeführt werden, dann erwog man aus

Sicherheitsgründen die Gefangenenanstalt Landsberg am Lech als Verhandlungsort. Schließlich

entschied man sich aber für die Räume der ehemaligen Kriegsschule in der Blutenburgstraße in

München.

21. März 1933 – Ein Konzentrationslager für politische Gefangene

München - Dachau * Im Völkischen Beobachter und in den Münchner Neuesten

Nachrichten erscheint eine von Heinrich Himmler, dem Reichsführer SS und zugleich

kommissarischen Polizeipräsidenten von München, veranlasste Pressemeldung mit der

Überschrift „Ein Konzentrationslager für politische Gefangene“.    In der Meldung ist zu lesen: „Am

Mittwoch [nächster Tag] wird in der Nähe von Dachau das erste Konzentrationslager eröffnet. Es

hat ein Fassungsvermögen von 5.000 Menschen.“  Weiter heißt es, dass dort „die gesamten

kommunistischen und - soweit notwendig - Reichsbanner- und marxistische Funktionäre, die die

Sicherheit des Staates gefährden, zusammengezogen“ werden.     Abschließend erklärt

Himmler: „Wir haben diese Maßnahme ohne jede Rücksicht auf kleinliche Bedenken getroffen in

der Überzeugung, damit zur Beruhigung der nationalen Bevölkerung und in ihrem Sinn zu

handeln.“ 

September 1933 – Juden werden für das Oktoberfest nicht mehr zugelassen

München-Theresienwiese * Personen jüdischer Abstammung werden „im Interesse der

Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ zur Verabreichung von Speisen und

Getränken und zur „Veranstaltung von Lustbarkeiten“ nicht mehr auf dem „Oktoberfest“

zugelassen. Dies gilt auch für Angestellte, Mitarbeiter, Gehilfen oder Mitspieler.

25. Juni 1935 – Ein Sicherheits- und Hilfsdienst wird eingerichtet

Berlin * Das Luftschutzgesetz verpflichtet alle Deutschen zu „Dienst- und Sachleistungen sowie

zu sonstigen Handlungen, Duldungen und Unterlassungen [...], die zur Durchführung des

Luftschutzes erforderlich sind“. In Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern muss ein

Sicherheits- und Hilfsdienst unter der Leitung des Polizeipräsidenten aufgestellt werden. Er erhält

später den Namen Luftschutzpolizei.     Die Feuerwehr untersteht somit bei kriegsbedingten

Einsätzen dem örtlichen Luftschutzleiter, bei „normalen“ - friedensmäßigen - Einsätzen ist

weiterhin der Oberbürgermeister ihr höchster Dienstvorgesetzter in der Stadt.
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7. April 1937 – Pater Rupert Mayer erhält Redeverbot für das gesamte Reichsgebiet

Berlin * Pater Rupert Mayer erhält Redeverbot für das gesamte Reichsgebiet wegen

„staatsabträglichen Reden“ durch das Reichssicherheitshauptamt&nbsp;in Berlin.

12. Juni 1937 – Jüdische Rasseschänder müssen ins Konzentrationslager

Berlin * Durch einen Geheimerlass des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, Reinhard

Heydrich, werden „jüdische Rasseschänder“ und Partnerinnen in „rassenschänderischen

Beziehungen“ nach Verbüßung der Haftstrafe in ein Konzentrationslager eingewiesen.

9. November 1938 – Propagandaminister Goebbels hält eine antisemitische Hassrede

München-Graggenau * Nach Bekanntwerden des Todes von Ernst vom Rath hält

Reichspropagandaminister Joseph Goebbels umgehend eine antisemitische Hasstirade in der er

zur Rache und zur Vergeltung am Weltjudentum aufruft.    Die Nationalsozialisten sind bestens

vorbereitet, denn noch kurz vor Mitternacht ergeht ein Fernschreiben an alle deutschen

Polizeistellen. Darin heißt es:       „Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen

gegen Juden, insbesondere gegen deren Synagogen stattfinden.   Sofern sich in Synagogen

wichtiges Archivmaterial befindet, ist dieses durch eine sofortige Maßnahme sicherzustellen.   Es

ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000 bis 30.000 Juden im Reiche. Es sind

auszuwählen vor allem vermögende Juden.“      Der SS-Gruppenführer und Chef der

Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, präzisiert die Befehle in einem weiteren Fernschreiben.      

Dort ist zu lesen, dass die Polizei und die Dienststellen der NSDAP gemeinsam die

Demonstrationen leiten sollen.   Und: „Es dürfen nur solche Maßnahmen getroffen werden, die

eine Gefährdung deutschen Lebens oder Eigentums nicht mit sich bringen. Zum Beispiel

Synagogenbrände nur, wenn keine Brandgefahr für die Umgebung ist“.      Durch ein im Jahr

1937 angefertigtes Verzeichnis der Münchner jüdischen Gewerbebetriebe wissen die

NS-Parteiorgane und Schlägertrupps genau wo sie zuschlagen und so die „verbrecherische Tat

des jüdischen Mordbuben“ rächen müssen.

1. Oktober 1939 – Die Schack-Galerie wird in das Eigentum Bayerns überführt

München-Lehel * Die Schack-Galerie wird in das Eigentum Bayerns überführt. Die Gemälde

werden kurz nach Kriegsbeginn in Klöstern und Schlössern im bayerischen Oberland in
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Sicherheit gebracht.

August 1941 – Flugblätter und Klebezettel mit Aufrufen zum Widerstand

München * Das Reichssicherheitshauptamt stellt fest, dass in München und Umgebung verstärkt

Flugblätter und Klebezettel mit Aufrufen zum Widerstand gegen das NS-Regime in Umlauf sind.

Darin tauchen Angriffe wie „Bluthund Hitler verrecke!“ oder „Vernichtet den Faschismus!“ auf. 

2. Mai 1945 – Die „Regierung von Flensburg“ als letzte Regierung des Deutschen Reiches

Flensburg-Mürwik * Reichspräsident Karl Dönitz bildet mit der „Regierung von Flensburg“ eine

geschäftsführende Reichsregierung unter Ministerpräsident Graf Schwerin von Krosigk. Ihr

Hauptziel ist nicht mehr der Sieg - der Krieg war militärisch längst verloren -, sondern möglichst

viele deutsche Soldaten und Flüchtlinge vor der sowjetischen Armee in Sicherheit zu bringen.  

Die „Regierung von Flensburg“ ist damit die letzte Regierung des Deutschen Reiches. 

16. Oktober 1946 – Neun Hauptkriegsverbrecher werden hingerichtet

Nürnberg * Der Mastersergant Hazel Woods legt neun Hauptkriegsverbrechern die Schlinge um

den Hals. Es sind dies       der Außenminister Joachim von Ribbentrop;   der Chef des

Oberkommandos der Wehrmacht Wilhelm Keitel;   der Chef der Sicherheitspolizei Ernst

Kaltenbrunner;   der Reichsminister für die besetzten Ostgebiete Alfred Rosenberg;   der

Generalgouverneur von Polen Hans Frank;   der Innenminister Wilhelm Frick;   der Herausgeber

der antisemitischen Zeitung Der Stürmer Julius Streicher;   der Gauleiter von Thüringen Fritz

Sauckel;   Generaloberst Alfred Jodl und   der Reichskommissar für die Niederlande Arthur

Seyss-Inquart.      Reichsmarschall Hermann Göring hat sich mit einer Zyankali-Kapsel am 15.

Oktober 1946 seiner Hinrichtung durch Selbstmord entzogen.

17. Oktober 1946 – Die Hauptkriegsverbrecher werden im Ostfriedhof eingeäschert

München-Obergiesing * In aller Frühe fahren Lastwagen der US-Armee am Krematorium des

Ostfriedhofes vor. Ihre Fracht besteht aus zwölf Särgen, von denen zwei leer sind. Angeblich

befinden sich darin die Leichen von zwölf in einem Krankenhaus verstorbenen US-Soldaten, die

nun unter der Aufsicht von Offizieren eingeäschert werden sollen. Tatsächlich enthalten die Särge
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die Leichen von neun in Nürnberg am Tag zuvor hingerichteten Hauptkriegsverbrechern: Es sind

dies:         der Außenminister Joachim von Ribbentrop;     der Chef des Oberkommandos der

Wehrmacht, Wilhelm Keitel;     der Chef der Sicherheitspolizei, Ernst Kaltenbrunner;     der

Reichsminister für die besetzten Ostgebiete, Alfred Rosenberg;     der Generalgouverneur von

Polen, Hans Frank;     der Innenminister Wilhelm Frick;     der Herausgeber der antisemitischen

Zeitung Der Stürmer, Julius Streicher;     der Gauleiter von Thüringen, Fritz Sauckel;     der

Generaloberst Alfred Jodl und     der Reichskommissar für die Niederlande, Arthur

Seyss-Inquart.       Der zehnte Tote ist der Reichsmarschall Hermann Göring, der sich am 15.

Oktober 1946 seiner Hinrichtung durch Selbstmord entzogen hatte. In der Amtssprache hieß

das: „Die Leiche Hermann Wilhelm Görings ist zusammen mit den Leichen der Kriegsverbrecher,

die gemäß dem Urteil des Internationalen Gerichtshofes am 16. Oktober in Nürnberg hingerichtet

worden sind, verbrannt und die Asche im geheimen in alle Winde verstreut worden.“ 

21. September 1957 – Zum letzten Mal wird auf den Vogelbaum geschossen

München-Theresienwiese • Zum letzten Mal wird auf dem Oktoberfest auf den

Vogelbaum geschossen. Diese Form des Wettbewerbs wird aus Sicherheitsgründen eingestellt.

Der Vogelbaum wird nach Lochhausen verlegt.

1. Oktober 1959 – Das Armbrustschützenzelt muss erneuert werden

München-Theresienwiese * Das Kleine Winzerer Fähndl, das Armbrustschützenzelt, ist in einem

derart maroden Zustand, dass die Stadt in einem Bescheid deutlich macht, dass einer Aufstellung

im kommenden Jahr aus Sicherheitsgründen selbst dann nicht zugestimmt werden kann, wenn

Teile der Konstruktion erneuert würden.

1962 – Die erste „Münchner Wehrkundetagung“

München-Maxvorstadt * Ewald-Heinrich von Kleist-Schmenzin lädt zur ersten „Münchner

Wehrkundetagung“ in die Räume der Münchner Industrie- und Handelskammer - IHK ein. 

25. Juni 1962 – Rund 2.500 Protestierer versammeln sich an der Leopoldstraße

München-Schwabing * Montag. Rund 2.500 Protestierer versammeln sich an der
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Leopoldstraße. Mehrere hundert Jugendliche blockieren erneut den Verkehrauf dem Boulevard.

Gegen 1 Uhr räumt die Polizei die Straße. Rund 200 Protestierer werden „eingekesselt“ und

anschließend festgenommen, darunter auch der spätere RAF-Terrorist Andreas Baader. Damit

enden die Schwabinger Krawalle. Laut Polizeibericht kommen an diesem Tag rund 360 Polizisten

zum Einsatz. 35 Protestierer werden festgenommen, sieben nachträglich zur Anzeige

gebracht. Darüber hinaus werden über 200 Anwesende zur Personalienfeststellung kurzfristig in

Gewahrsam genommen.  Dass die Stadtpolizei an allen Tagen keine Wasserwerfer einsetzt, liegt

an der in der Leopoldstraße verkehrenden Straßenbahn. Man hätte nämlich aus

Sicherheitsgründen die Strom führenden Oberleitungen außer Betrieb nehmen

müssen. Außerdem befürchtet man angesichts der sommerlichen Temperaturen, dass ein

Wasserwerfer zur weiteren „Erheiterung“ der Protestierenden beigetragen hätte.  Fazit: Gegen

248 Personen werden Ermittlungen wegen der Beteiligung an den Schwabinger

Krawallen aufgenommen. Darunter finden sich lediglich 13 Frauen. Fast drei Viertel der Verfahren

werden eingestellt. 54 Angeklagte werden verurteilt; es gibt 13 Freisprüche. Das

Durchschnittsalter der Verurteilten liegt bei 22 Jahren.  Von den jungen Berufstätigen werden

auffällig viele verurteilt. Während aus dem akademischen Nachwuchs nur jeder Zehnte eine

Strafe erhält, ist es bei den Nichtakademikern nahezu jeder Zweite. Es werden sechs

Gefängnisstrafen zwischen drei und dreizehn Monaten ausgesprochen, wovon fünf auf

Nichtakademikern fallen. Die Geldstrafen liegen zwischen 40 und 1.000 DMark. Die

Jungakademiker kommen mit Geldbußen und Strafen auf Bewährung davon.  Gegen Angehörige

der Stadtpolizei werden 143 Verfahren eröffnet. Lediglich 14 Polizisten werden aber mit Anklagen

konfrontiert. Vier Ordnungshüter werden rechtskräftig verurteilt. Darunter ist nur ein Stadtpolizist,

der an den Einsätzen vor Ort beteiligt war. Die drei Anderen sind als Aufseher in der

Polizeihaftanstalt tätig.  Der Bezirksausschuss Schwabing-Freimann protestiert in einer

Resolution gegen die Ausschreitungen, die das „Machwerk verantwortungsloser, ortsfremder

Elemente“ gewesen sei und bedankt sich ausdrücklich bei der Münchner Polizei für das mutige

und tatkräftige Einschreiten.

1963 – Die Münchner Wehrkundetagung erstmals im Hotel Bayerischer Hof

München-Kreuzviertel * Die Münchner Wehrkundetagung wird erstmals im Hotel Bayerischer

Hof abgehalten. Sie hat sich seitdem zu einer der wichtigsten europäischen Konferenzen für

außen- und sicherheitspolitische Fragen entwickelt. 

23. Juni 1966 – Die Beatles kommen nach München
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London - München * Um 11:20 Uhr heben die Beatles mit dem Flug BE502 mit der

BEA-Linienmaschine Comet IV vom Londoner Flughafen ab, um um 12:56 Uhr in München-Riem

zu landen. Endlich sind sie da. George Harrison, Paul McCartney, John Lennon und Ringo Starr

treffen erstmals und höchstpersönlich in München ein.  Und als „die vier Sängerknaben mit der

Mädchenfrisur“ das Flugzeug verlassen, werden sie „von lustigen Teenagern zumeist“ begeistert

empfangen. Man hat sie bis zur Landung des Flugzeugs mit Beatmusik bei Laune gehalten. Die

Mädchen tragen Pony, die Haare hochtoupiert, sowie bonbonfarbene, schenkelkurze

Op-Art-Kleidchen und Pumps. Die Burschen bekleiden sich mit hautengen Jeans und schwarzen

T-Shirts oder geblümten Hemden. Ihre Haare bedecken zwar die Ohren, reichen aber noch nicht

bis zur Schulter. Dazwischen sind auch „einige wüstere Typen mit verfilztem, schulterlangem

Haar, im obligatorischen Snow Coat mit aufgemalten Atomwaffengegner-Abzeichen“, schreibt die

Süddeutsche Zeitung.  Die Mädchen halten bemalte Schilder hoch und alles sieht friedlich

aus. Doch es muss schon ein sehr trügerischer Friede sein, denn auf je fünf Fans kommt ein

Polizist. 200 Staatliche Ordnungskräfte sorgen für einen reibungslosen Ablauf. Außerdem ist die

Straße rechts vom Hauptgebäude auf einer Länge von fast einhundert Metern abgesperrt

worden.    Noch auf der Rolltreppe werden die Fab Four mit extrem saublöden Fragen

interviewt. Ringo Starr antwortet auf dem Flughafen auf die Frage eines Reporters: „Warum

stehen Sie immer so spät auf?“ mit der Gegenfrage: „Wollen Sie schon in aller Frühe unseren

Lärm hören?“ Total unverständlich findet der Münchner Merkur die Popularität der Beatles, da die

Vier doch nur Nachteile vorzuweisen hätten: „Der kurzsichtige John Lennon, der Linkshänder

Paul McCartney, George Harrison mit den abstehenden Ohren und Ringo Starr mit der

übergroßen Nase.“   Außerdem überreicht man ihnen Lederhosen mit Hirschknöpfen und weiße

leinene Trachtenhemden. Schon während des Flugs hat man ihnen einen Tirolerhut übergeben,

den der „großnasige“ Ringo beim Verlassen des Flugzeugs zu seiner braunen Lederjacke trägt.   

„Machen Sie Platz für die Beatles!“. Die Ampeln sind für die vier Musiker auf Grün gestellt. So

fahren sie über die Prinzregentenstraße, vorbei an den Vieltausenden, Fähnchen schwenkenden,

„Yeah-yeah-yeah!“ kreischenden Münchner Beatles-Fans. Es herrscht einfach eine freundliche

Stimmung an diesem 23. Juni 1966.   In dem Auto mit dem Kennzeichen M-TX 107 sitzen die

Beatles. Um den wartenden Fans zu entkommen, fährt der Mercedes die Tiefgarage von hinten

an, sodass die Gruppe um 13:45 Uhr das Hotel durch den Lieferanteneingang betreten kann.

Während die Musiker durch den Hintereingang verschwinden, warten auf dem Promenadeplatz

etwa 3.000 Fans und Neugierige mit Transparenten. Neun Hausdiener und eine Handvoll

Polizisten sollen den Bayerischen Hof gegen den Ansturm der Beatles-Fans verteidigen. „Die

Scheiben sind vorsorglich beim Glaser bestellt“, diktiert Hotelchef Falk Volkhardt einem Reporter

in den Block.   Nichts passiert. Nur junge Frauen und Männer warten auf dem Promenadeplatz

sehnsüchtig auf den Augenblick, dass sich ihre Idole an einem der Fenster zeigen. Oben im

fünften Stock tun diese den Fans ein einziges Mal den Gefallen und treten ans Fenster, um ein
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paar Autogramme auf die Straße zu werfen.    Für 16:00 Uhr ist im Nachtclub des Hotels

Bayerischer Hof eine Pressekonferenz anberaumt. Diese beginnt 20 Minuten später, weil der

Fahrstuhl stecken bleibt. Statt der erlaubten 10 haben sich 15 Personen in den Aufzug

gequetscht. Zuerst werden Fotos der Fab Four geschossen, danach dürfen die Journalisten die

Beatles 13 Minuten befragen. Dazwischen bekommen sie noch den „Goldenen BRAVO Otto“ in

der Kategorie Beste Beatband überreicht.    Zur gleichen Zeit tagt im Polizeipräsidium an der

Ettstraße ein Krisenstab, denn den deutschen Behörden und der Polizei waren Popstars samt

den kreischenden Fans ausgesprochen befremdlich. Aus Anlass des Beatles-Gastspiels richtet

man in München einen Krisenstab ein, dem der Polizeipräsident, zwei Einsatzleiter und ein erst

kurz zuvor installierter psychologischer Fachmann angehören. Deeskalation fordert der

Psychologe, was natürlich umfangreiche polizeiliche Vorbereitungen notwendig macht, um

Massenaufläufe möglichst zu verhindern oder zumindest unter Kontrolle zu halten.   So

bekommen die Beatles die Kehrseite ihres Ruhmes zu spüren. Ihnen wird ein abendlicher

Schwabing-Bummel aus Sicherheitsgründen verboten, weshalb sie die ganze Zeit ihres

München-Aufenthaltes im Bayerischen Hof verbringen müssen. Die Abendzeitung schreibt

beschwichtigend: „Die Herren tragen zwar unorthodoxe Haartracht und veranstalten einen für

musikalische Ohren beschwerlichen Lärm, aber im Grunde sind sie harmlos und übermütig, und

in ihren Liedern kommt nichts Unanständiges vor.“ Die Polizei hat eine Fälscherbande

hochgenommen, die 125 gefälschte Eintrittskarten für die Beatles-Konzerte zu Horror-Preisen

verkauft hat.    Am frühen Abend machen die Beatles eine Generalprobe auf ihrem Zimmer, da

sie bis zum 21. Juni 1966 jeden Tag mit den Aufnahmen zur LP „Revolver“ beschäftigt waren.

Gegen 21:30 Uhr betreten die vier Beatmusiker das 16 Meter lange Schwimmbad auf dem Dach

des Hotels Bayerischer Hof, das extra für die Beatles reserviert und eigens für diesen Zweck mit

neuem Wasser gefüllt worden war. Der einzige Schwimmer ist Paul, der sich mit einer geliehenen

Badehose in die Fluten stürzt, während die drei anderen „kühles Nass aus Whiskeyflaschen“

vorziehen.   Fortsetzung folgt !

24. Juni 1966 – Auftritte der Beatles im Cirkus Krone

München * Für 17:15 Uhr ist das erste und für 21 Uhr das zweite Beatles-Konzert im Circus

Krone angesetzt. Die Süddeutsche Zeitung informiert ihre Leser fürsorglich über die

gesundheitliche Gefährlichkeit dieser Musik: „Wenn die Gitarren ihren harten Rhythmus

beginnen, wird der Lärm so stark, dass es vom ärztlichen Standpunkt aus ratsam erscheint, das

Weite zu suchen. Das halbe Dutzend großer Verstärker verwandelt selbst das Laufgeräusch

einer Ameise in das Donnern einer aufgescheuchten Elefantenherde: Sie haben zusammen 800

Watt.“  Die 6.200 Eintrittskarten für die Beatles-Konzerte sind schon lange vorher verkauft
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worden, 2.000 davon nach auswärts. Vier Sonderzüge treffen mit diesen Fans in München ein:   

aus Stuttgart Der Rasende John,  aus Innsbruck Der Fliegende Paul,  aus Würzburg Der Schnelle

George und  aus Ulm Der Rollende Ringo.      Am Einlass zum Cirkus-Krone-Bau brechen

Teenager vor Enttäuschung in Tränen aus. Sie sind von einer Fälscherbande mit gezinkten

Tickets betrogen worden.  Um 16:30 Uhr werden die Türen zum Circus-Krone-Bau für die Fans

geöffnet und um 17:15 Uhr beginnt das erste Beatles-Konzert vor 3.500 Zuschauern mit dem

Vorprogramm. Die Sicherheitsvorkehrungen sind beträchtlich: 250 Polizeibeamte sind im

Einsatz. Im Hof der Deroy-Schule parkt ein Wasserwerfer. Im Publikum verteilen sich

ausgewählte junge Beamte. Bei einem Stimmungsüberschlag will man den

Cirkus-Krone-Bau schlagartig in gleißend weißes Licht tauchen. Doch noch vor Konzertbeginn

sorgt ein Gewitterregen für Abkühlung.  Die Stimmung sinkt noch tiefer, als sich die erste

Vorgruppe mit dem aufreizenden Namen Cliff Bennet and the Rebel Rousers auf der Münchner

Bühne abmüht. Erst den Rattles, einer Band aus Hamburg, gelingt es, die Emotionen auf

beatlesgemäßes Niveau zu steigern. Im Anschluss tritt noch das Duo Peter & Gordon auf.

Danach schaltet die Regie eine künstliche Pause, nach der - in dem atemlos stillen Krone-Saal -

die Beatles angekündigt werden.  Als die vier Ausnahmemusiker urplötzlich auf die Bühne

springen, entlädt sich ein Orkan. Unter ihren - für die damaligen Verhältnisse - skandalös

langhaarigen Köpfen tragen sie dunkelgrüne Jägeranzüge mit hellen Kragenaufschlägen. Ihre

ebenfalls uniformen gelben Hemden sind mit Krawatten zugebunden.   Die Beatles spielen zwar

nur elf Lieder. Doch mit jedem Song steigert sich die frenetische Begeisterung des Münchner

Publikums. Die Songfolge ist folgendermaßen:    Rock and Roll Music  She‘s a woman  If I

needed someone  Babys in black  Day tripper  I feel fine  Yesterday  I wanna be your man   

Nowhere man    Paperback writer  I‘m down    Begeisterte, schluchzende und enthemmte

Jugendliche branden gegen die Bühne an, ausgebremst von einer Hundertschaft Polizisten, die

auf Empfehlung des Psychologen in Zivil gekommen sind. Papierkugeln und Damenschuhe

fliegen durch die Luft - bevorzugt zu Paul McCartney, dem damals noch einzigen Junggesellen.

Nach jeder Nummer verbeugen sich die „Pilzköpfe“ artig und lächeln lieb. Das Jubelgeschrei wird

noch lauter und noch stärker, sodass hinterher keiner der Anwesenden mit Bestimmtheit sagen

kann, welche Songs die Beatles tatsächlich gespielt haben.  Bereits nach 25 Minuten

verschwinden die - wie sie die Münchner Presse gerne nennt - „vier Liverpooler Sängerknaben“ -

genauso schnell wieder von der Bühne, wie sie gekommen sind, und hinterlassen ein

erschüttertes Publikum und eine erleichterte Polizei. Immerhin ist es zu keinen Ausschreitungen

und Sachbeschädigungen gekommen. „Es ging alles friedlich vonstatten“, wurde

gebetsmühlenartig wiederholt. 

10. Juli 1978 – Das Bayerische Kultusministerium schließt die Schack-Galerie
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München-Lehel * Das Bayerische Kultusministerium schließt die Schack-Galerie. Die besten

Stücke der Sammlung sollen in die Neue Pinakothek wandern, der Rest im Depot Aufnahme

finden. „Angesichts der jüngsten Terroranschläge“, so die Begründung, sei „die Sicherheit der

benachbarten Staatskanzlei“ nicht mehr garantiert.  Erst der Protest von Museumsfachleuten,

Fachverbänden und der Presse beendete das, wie sich die Süddeutsche Zeitung ausdrückt,

das „Münchner Trauerspiel“.

19. September 1983 – Mehr als 53.000 Einwendungen gegen die WAA

München - Schwandorf * Der Sicherheitsbericht für die erste atomrechtliche Teilgenehmigung

liegt vom 19. September bis 18. November 1983 beim Bayerischen Staatsministerium für

Landesentwicklung und Umweltfragen in München sowie beim Landratsamt Schwandorf

öffentlich aus. Gegen die geplante Wiederaufarbeitungsanlage werden 53.017 Einwendungen

eingereicht - eine für ein atomrechtliches Verfahren dieser Zeit außergewöhnlich hohe Zahl.

7. Juni 1986 – Österreichische WAA-Gegner werden zurückgewiesen

Bayerisch-österreichische Grenze * Die Bayerische Grenzpolizei verweigert mehreren Hundert

österreichischen WAA-Gegnern die Einreise. Unter anderem werden am Grenzübergang

Kiefersfelden sieben Busse mit rund 400 Demonstranten zurückgewiesen, die zu einer

Kundgebung nach Wackersdorf fahren wollen. Die Behörden begründen die Maßnahme mit dem

Ausländergesetz und möglichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit. Aus Protest blockieren

Demonstranten zeitweise die Autobahn auf österreichischer Seite.

Juli 1986 – Das WAA-Gelände wird zur Hochsicherheitszone

Wackersdorf * Der provisorische Bauzaun wird durch eine massive Sicherheitsanlage ersetzt. Ein

rund 2,5 Meter hoher und etwa 4,8 Kilometer langer Stahlzaun mit Stacheldraht,

Beleuchtungsanlage und einer Ringstraße umschließt fortan das WAA-Gelände. Die Kosten

belaufen sich auf ungefähr 15 Millionen DM.   Der neue Zaun prägt das Erscheinungsbild des

Konflikts. Für die Betreiber und die Staatsregierung dient er dem Schutz der Baustelle; für die

WAA-Gegner wird er zum Symbol der staatlichen Abschottung und der zunehmenden

Militarisierung des Baugeländes. 
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19. Januar 1988 – Verwaltungsgerichtshof erklärt Bebauungsplan für nichtig

München-Maxvorstadt * Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof erklärt den Bebauungsplan

„Westlicher Taxöldener Forst“ für nichtig. Die nuklearspezifischen Risiken der geplanten

Wiederaufarbeitungsanlage sind zwar erkannt, aber nicht ausreichend in die bauleitplanerische

Abwägung einbezogen worden. Nach Auffassung des Gerichts dürfen diese Fragen nicht

vollständig in das parallele atomrechtliche Genehmigungsverfahren verlagert werden.   Das Urteil

bedeutet jedoch keinen automatischen vollständigen Baustopp. Die Arbeiten auf dem

WAA-Gelände werden auf der Grundlage bereits erteilter Einzelgenehmigungen fortgesetzt.

Dennoch erhöht die Entscheidung die rechtliche Unsicherheit des Projekts erheblich. 

26. Januar 1988 – Antrag auf die zweite Teilerrichtungsgenehmigung

München-Bogenhausen * Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von

Kernbrennstoffen (DWK) beantragt beim Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung

und Umweltfragen die zweite atomrechtliche Teilerrichtungsgenehmigung für die WAA. Sie betrifft

den weiteren Ausbau der Anlage, insbesondere das Hauptprozessgebäude und Änderungen am

ursprünglichen Baukonzept. Der Antrag führt zu einer erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung mit der

Auslegung des Sicherheitsberichts und einem weiteren Erörterungstermin.

22. Februar 1988 – Sicherheitsbericht wird öffentlich ausgelegt

Wackersdorf * Der Sicherheitsbericht für die beantragte zweite atomrechtliche

Teilerrichtungsgenehmigung wird öffentlich ausgelegt. Bürger, Gemeinden und Verbände können

die Unterlagen einsehen und bis zum 22. April 1988 Einwendungen gegen das Vorhaben

erheben. Die Auslegung bildet die Grundlage für den späteren Erörterungstermin in Neunburg

vorm Wald. Trotz der möglichen grenzüberschreitenden Auswirkungen lehnt die bayerische

Staatsregierung eine amtliche Auslegung der Unterlagen in Österreich ab. Dies verstärkt dort den

politischen Widerstand gegen die WAA. 

11. Juli 1988 – Erörterung der Einwendungen beginnt

Neunburg vorm Wald * In der Stadthalle von Neunburg vorm Wald beginnt der öffentliche

Erörterungstermin zur zweiten atomrechtlichen Teilerrichtungsgenehmigung. Vertreter der

Genehmigungsbehörde und der DWK treffen auf Einwender, Rechtsanwälte, Sachverständige,
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Bürgerinitiativen sowie Vertreter deutscher und österreichischer Kommunen und Behörden.   Im

Mittelpunkt stehen unter anderem die Strahlenbelastung, mögliche radioaktive Ableitungen, die

Gefährdung des Grundwassers, die Erdbebensicherheit und der Schutz vor Flugzeugabstürzen.

Das Verfahren findet unter großem Medieninteresse und strengen Sicherheitsvorkehrungen statt.

3. August 1988 – Erörterungstermin wird vorzeitig beendet

Neunburg vorm Wald * Nach 23 Tagen erklärt das Bayerische Staatsministerium für

Landesentwicklung und Umweltfragen den Erörterungstermin zur zweiten

Teilerrichtungsgenehmigung vorzeitig für beendet. Vorausgegangen sind anhaltende

Auseinandersetzungen über den Ablauf und eine Protestaktion der Umweltorganisation Robin

Wood, deren Aktivisten gelbe, als Atommüllbehälter gekennzeichnete Fässer in die Stadthalle

rollen.   Die Genehmigungsbehörde begründet die Beendigung mit den wiederholten Störungen.

WAA-Gegner kritisieren dagegen, dass zahlreiche Einwendungen und sicherheitsrelevante

Fragen nicht abschließend behandelt worden seien. Der umstrittene Abbruch beschäftigt später

auch den Bayerischen Landtag. 

27. Oktober 1988 – Greenpeace deckt Sicherheitslücken auf

Wackersdorf * Greenpeace-Aktivisten überwinden trotz der umfangreichen Sicherungsanlagen

die Absperrungen des WAA-Baugeländes. Sie gelangen unbemerkt bis in das Innere der

Baustelle und besetzen einen etwa 70 Meter hohen Baukran.   Die spektakuläre Aktion führt die

Sicherheitsvorkehrungen öffentlich vor und wirft die Frage auf, wie eine spätere Atomanlage

zuverlässig gegen unbefugtes Eindringen oder Sabotage geschützt werden soll. Für Betreiber,

Polizei und Staatsregierung bedeutet die Aktion einen erheblichen Ansehensverlust.

Mai 1989 – Energiewirtschaft gibt Wackersdorf auf

Bundesrepublik Deutschland * Die an der DWK beteiligten Energieversorgungsunternehmen

entscheiden sich, die Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf nicht weiterzuverfolgen.

Ausschlaggebend ist ein Zusammenwirken wirtschaftlicher, rechtlicher und politischer Faktoren:

Die geschätzten Baukosten steigen auf rund zehn Milliarden DM, die Genehmigungs- und

Gerichtsverfahren verzögern das Projekt, und eine Inbetriebnahme erscheint frühestens 1998

möglich. Hinzu kommen der anhaltende Widerstand in der Bevölkerung und die politische

Unsicherheit.   Das Angebot der französischen Cogema, deutsche Brennelemente ab 1999 in La
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Hague aufzuarbeiten, ist schneller verfügbar und deutlich günstiger. Damit entfällt aus Sicht der

Energieversorgungsunternehmen die wirtschaftliche Notwendigkeit einer eigenen deutschen

Wiederaufarbeitungsanlage. Die Entscheidung bereitet den offiziellen Baustopp am 31. Mai 1989

vor.

1991 – Umbenennung in Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik (MSK)

München-Kreuzviertel * Umbenennung der Münchner Wehrkundetagung in Münchner Konferenz

für Sicherheitspolitik (MSK).  

19. September 1998 – Die Fischer-Vroni zieht an ihren neuen Standort um

München-Theresienwiese * Aus Sicherheitsgründen muss die Fischer-Vroni von ihrem alten Platz

umziehen. Zum Ausgleich erhält sie an neuer Stelle 700 Plätze mehr.

1999 – Horst Teltschik wird Vorsitzender der Sicherheitskonferenz

München-Kreuzviertel * Der Wirtschaftsmanager und Politiker Horst Teltschik (CDU) übernimmt

von Ewald-Heinrich von Kleist-Schmenzin den Vorsitz der Münchner Konferenz für

Sicherheitspolitik (MSK). 

18. September 2004 – Das Löwenbräu-Festzelt wird als erstes Bierzelt der Welt zertifiziert

München-Theresienwiese * Das Löwenbräu-Festzelt wird als erstes Bierzelt der Welt nach ISO

9001:2000 zertifiziert. Der Qualitätssicherungsstandard umfasst Kriterien von der Zeltsicherheit

über Notfallpläne, Arbeitsabläufe, Essensgeschmack, Sauberkeit bis hin zur Laustärke der Musik.

2008 – Wolfgang Ischinger übernimmt den Vorsitz der Sicherheitskonferenz

München-Kreuzviertel * Umbenennung der Münchner Konferenz für Sicherheitspolitik (MSK) in

Münchner Sicherheitskonferenz * Munich Security Conference (MSC).     Der Botschafter

Wolfgang Ischinger übernimmt von Horst Teltschik den Vorsitz der Münchner

Sicherheitskonferenz. 
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19. Januar 2009 – Frist für die Nährwertprofile läuft ab

Brüssel * Bis zu diesem Tag soll die Europäische Kommission nach dem Willen des

EU-Gesetzgebers sogenannte Nährwertprofile festlegen. Sie sollen bestimmen, unter welchen

Voraussetzungen Lebensmittel mit gesundheits- oder nährwertbezogenen Aussagen beworben

werden dürfen. Grundlage dafür sind wissenschaftliche Empfehlungen der Europäischen Behörde

für Lebensmittelsicherheit (EFSA) zu Fett-, Zucker- und Salzgehalten.  Die geplanten Grenzwerte

würden grundsätzlich auch für Brezen gelten – allerdings nicht für deren Herstellung oder

Verkauf, sondern ausschließlich für ihre Werbung. Würde ein Bäcker seine Brezen beispielsweise

als „gesund“ oder mit vergleichbaren gesundheitsbezogenen Aussagen anpreisen, müsste das

Produkt die festgelegten Nährwertprofile erfüllen. Da Brot und Brezen in der Regel ohnehin nicht

mit Gesundheitsversprechen beworben werden, hätte sich für ihren Verkauf und ihre Rezeptur

praktisch nichts geändert.   Die Nährwertprofile werden jedoch trotz der gesetzlichen Frist nicht

eingeführt – und fehlen bis heute. 

31. Januar 2014 – Im Hotel Bayerischer Hof beginnt die 50. Münchner Sicherheitskonferenz

München-Kreuzviertel * Im Hotel Bayerischer Hof beginnt die 50. Münchner Sicherheitskonferenz.

12. Februar 2014 – Die Pink Panthers überfallen Chopard in der Maximilianstraße 11

München-Graggenau * Vermutlich die Pink Panthers,&nbsp;die erfolgreichste Diebesbande der

Welt, überfällt gegen 11 Uhr das Juweliergeschäft Chopard&nbsp;in der Maximilianstraße 11. Der

Überfall dauert nur Sekunden. Die Räuber zertrümmern mit einer Stoff umwickelten Axt die

versperrte Eingangstüre, bedrohen den Sicherheitsmann mit einem Schraubenzieher, schlagen

vier Vitrinen ein und erbeuten hauptsächlich Uhren und Schmuck von noch unbekanntem

Wert.&nbsp;Anschließend flüchten die fünf Männer zu Fuß in verschiedene Richtungen.    Die

Räuber haben aber nicht mit den Münchnern gerechnet, die sofort die Verfolgung aufnehmen und

über ständigem Handy-Kontakt mit der Einsatzzentrale der Polizei kommunizieren.&nbsp;Nur

knapp 20 Minuten später werden vier Jugendliche in der Nähe des Viktualienmarktes

festgenommen.&nbsp;Dem fünften Täter gelingt scheinbar die Flucht.&nbsp;Die Polizei nimmt

zusätzlich zwei Serben fest.&nbsp;    Die Räuber sind noch halbe Kinder: ein 14-jähriger Ukrainer

und drei 15 und 16 Jahre alte Moldawier, dazu die 27 und 32 Jahre alten Serben. Ob die Tat

wirklich den Pink Panthers&nbsp;zugeordnet werden kann, ist unter den gegebenen Umständen

fraglich.&nbsp;
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23. Juni 2014 – Schärfere Regelungen für die etwa 1.000 Wiesn-Ordner

München-Theresienwiese * Das Kreisverwaltungsreferat - KVR will für die etwa 1.000

Wiesn-Ordner schärfere Regeln einführen. Jeder muss gut sichtbar einen Ausweis mit dem

Namen des Ordners, Foto, Ordnernummer, Name der Sicherheitsfirma und dem amtlichen Siegel

der Stadt tragen. Bei Verstößen drohen hohe Bußgelder.    Außerdem werden die

Security-Firmen verdonnert, nur Mitarbeiter auf die Wiesn zu schicken, „die in rechtlicher und

fachlicher Hinsicht geschult, körperlich geeignet sowie der deutschen Sprache mächtig sind“. Die

Schulungen müssen speziell auf den Wiesn-Einsatz zugeschnitten sein und ihren Schwerpunkt

im Bereich Deeskalation und Gewaltprävention haben. 

16. Juli 2018 – Die Aufbauarbeiten für das 185. Oktoberfest beginnen

München-Theresienwiese * Die Aufbauarbeiten für das 185. Oktoberfest beginnen. Da das

Betreten der Baustelle in dieser Zeit aus Sicherheitsgründen verboten ist, müssen lange Umwege

in Kauf genommen werden.   Nur das Schützenzelt ist von dieser Regel ausgenommen, da es an

dem geplanten Fahrradweg steht, auf dem die Radler während des Aufbaus der anderen

Festzelte und der Fahrgeschäfte die Wiesn queren können. 

23. Juni 2019 – Barbusige Frauen an das Nacktbadeverbot erinnert

München * Mehrere Männer eines Sicherheitsdienstes haben barbusige Frauen am Isarufer

zwischen Wittelsbacherbrücke und Reichenbachbrücke angesprochen und sie an das

Nacktbadeverbot erinnert, das mit einigen Ausnahmen überall in der Landeshauptstadt gilt,

obwohl der Wachdienst angewiesen worden war, das textilfreie Baden an der Isar auch

außerhalb der FKK-Zonen nicht von sich aus zu verfolgen.  Die Badeverordnung verlangt etwas

unpräzise: „Wer öffentlich badet, muss im Stadtgebiet der Landeshauptstadt München

Badekleidung tragen“. Der Stadtrat muss sich nun in seiner Sitzung am 26. Juni damit

beschäftigen, wie viel Nacktheit München verträgt und was unter „nackt“ überhaupt zu verstehen

sei. 
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